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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. SCHADEN als Vorsitzenden und die Richterin Mag. PUTZER 
als Beisitzerin über die Beschwerde des Herrn XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 4.2.2004, 01 27.159-BAI, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 
29.6.2009 und am 3.12.2009 zu Recht erkannt: 
 

I. Die Beschwerde wird gemäß § 7 Asylgesetz 1997 hinsichtlich Spruchpunkt I als unbegründet abgewiesen. 
 

II. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG wird festgestellt, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Herrn XXXX nach Afghanistan nicht zulässig ist. 
 

III. Gemäß § 8 Abs. 3 iVm § 15 AsylG wird XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 29.12.2010 
erteilt. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

1.1. Der Beschwerdeführer, ein afghanischer Staatsangehöriger, reiste am 20.11.2001 illegal in das Bundesgebiet 
ein und stellte am nächsten Tag - unter dem Namen XXXX - den Antrag, ihm Asyl zu gewähren. Vor der 
Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf (Grenzüberwachungsposten Marchegg) gab er an, er sei in XXXX 
(offenbar: XXXX) geboren, gehöre der ethnischen Gruppe der Turkmenen an und sei Sunnit. Er werde von den 
Taliban verfolgt; sie hätten versucht, ihn zwangsweise zu rekrutieren. 
 

Am 10.1.2002 wurde der Beschwerdeführer aus der Bundesrepublik Deutschland nach Österreich überstellt. Am 
10.5.2002 stellte er in den Niederlanden - nunmehr unter dem Namen XXXX, geboren am XXXX in XXXX - 
einen Asylantrag. Am 6.11.2003 wurde er aus den Niederlanden nach Österreich überstellt und wiederholte am 
selben Tag - unter dem Namen XXXX - seinen Asylantrag. Jeweils am 3.12.2001, am 14.3.2002 und am 
12.11.2003 stellte das Bundesasylamt das Verfahren gemäß § 30 Asylgesetz 1997 BGBl. I 76 (in der Folge: 
AsylG) ein. 
 

Bei seiner Einvernahme vor dem Bundesasylamt (Außenstelle Innsbruck) am 2.2.2004 wurde der 
Beschwerdeführer dahin belehrt, dass zwei Asylanträge offen seien, nämlich jener vom 21.11.2001 und jener 
vom 6.11.2003. Daraufhin zog er seinen Antrag vom 6.11.2003 zurück und erklärte, er wolle, dass der Antrag 
vom 21.11.2001 bearbeitet werde. 
 

Bei dieser Einvernahme gab er - gerafft wiedergegeben - an, er sei in XXXX geboren, wo seine Eltern ein 
Lederwarengeschäft betrieben hätten; dort habe er ab und zu mitgearbeitet. Seine Eltern, sein Bruder und seine 
Schwester seien 2001 auf Grund einer Privatfehde umgebracht worden, weil eine andere Familie dem Vater des 
Beschwerdeführers vorgeworfen habe, er trage am Verschwinden ihres Sohnes die Schuld. Der 
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Beschwerdeführer selbst habe seine Heimat nie verlassen wollen; dies habe sein Onkel beschlossen, da er 
gefürchtet habe, seine ganze Familie würde von jener anderen Familie umgebracht werden. 
 

1.2.1. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Asylantrag gemäß § 7 AsylG ab 
(Spruchpunkt I); gemäß § 8 AsylG erklärte es, die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Beschwerdeführers nach Afghanistan sei zulässig (Spruchpunkt II). Das Bundesasylamt beurteilte das 
Vorbringen des Beschwerdeführers zu seinen Fluchtgründen nicht als glaubwürdig und begründete dies näher. 
Weiters verneinte es, dass der Beschwerdeführer iSd § 8 AsylG iVm § 57 Abs. 1 und 2 Fremdengesetz 1997 
BGBl. I 75 (in der Folge: FrG) bedroht oder gefährdet sei. 
 

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 12.2.2004 durch Hinterlegung beim Postamt zugestellt. 
 

1.2.2. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte, nun als Beschwerde (vgl. Pt. 2.3.1.2) zu 
behandelnde (und daher in der Folge so bezeichnete) Berufung vom 16.2.2004, in der ua. vorgebracht wird, die 
Angaben des Beschwerdeführers vom 20.11.2004 (gemeint vermutlich: am 20.11.2001 vor der 
Bezirkshauptmannschaft Gänserndorf) seien irrelevant. In weiterer Folge wiederholt die Beschwerde im Großen 
und Ganzen die in der Einvernahme am 2.2.2004 gemachten Angaben des Beschwerdeführers. 
 

1.3.1. In der Folge erhob der Beschwerdeführer eine Säumnisbeschwerde; mit Schreiben vom 4.7.2007 (beim 
unabhängigen Bundesasylsenat eingelangt am 10.7.2007) forderte der Verwaltungsgerichtshof den unabhängigen 
Bundesasylsenat auf, binnen drei Monaten den versäumten Bescheid zu erlassen und eine Abschrift des 
Bescheides dem Verwaltungsgerichtshof vorzulegen oder anzugeben, warum eine Verletzung der 
Entscheidungspflicht nicht vorliege, und dazu die Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen. Mit Beschluss 
vom 26.9.2007 erstreckte er diese Frist bis zum 31.3.2009. 
 

Am 10.12.2007 langte beim unabhängigen Bundesasylsenat eine Heiratsurkunde des Beschwerdeführers ein, 
wonach er am XXXX eine österreichische Staatsangehörige islamischer Religionszugehörigkeit geehelicht habe. 
Am 16.1.2008 langte dort eine Geburtsurkunde ein, aus der sich ergibt, dass am XXXX ein Kind des 
Beschwerdeführers und seiner Ehefrau geboren worden ist, weiters langte ein Staatsbürgerschaftsnachweis vom 
14.1.2008 ein, wonach dieses Kind die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt. 
 

1.3.2. Am 13.5.2008 fand vor dem unabhängigen Bundesasylsenat eine ergänzende Einvernahme durch einen 
Mitarbeiter (kein Mitglied) dieser Behörde statt, der ein Dolmetscher für die Sprache Dari und ein 
Sachverständiger für die aktuelle politische Lage in Afghanistan beigezogen wurden. Bei dieser Einvernahme 
legte der Beschwerdeführer die Geburtsurkunde seines Sohnes vor. Danach erstattete der Sachverständige ein 
schriftliches Gutachten. 
 

1.3.3. Am 2.2.2009 stellte der Beschwerdeführer einen Fristsetzungsantrag, in dem er begehrte, der Präsident des 
Asylgerichtshofes möge [BF = Beschwerdeführer] "dem zur Entscheidung berufenen Senat C5 eine 
angemessene, drei Monate nicht übersteigende Frist auftragen, binnen derer der Senat eine mündliche 
Verhandlung zur Gutachtenserörterung anzuberaumen hat, sowie allenfalls eine angemessene, ein Monat nicht 
übersteigende Frist auftragen, binnen derer der Senat die Erstellung des Gutachtens des landeskundlichen 
Sachverständigen zu betreiben hat und schließlich eine angemessene, wiederum drei Monate nicht übersteigende 
Frist auftragen, binnen derer der Senat die Entscheidung über die offene Beschwerde des BF gegen den Bescheid 
des Bundesasylamts vom 04.02.2004, zur AZ: 01 27.159-BAI auszufertigen hat." Mit Beschluss vom 23.4.2009 
gab der Präsident des Asylgerichtshofes diesem Antrag in der Form Folge, dass er dem zuständigen Senat bzw. 
Einzelrichter auftrug, bis zum 31.12.2009 eine Entscheidung herbeizuführen. 
 

1.4. Am 29.6.2009 und am 3.12.2009 führte der Asylgerichtshof eine öffentliche mündliche Verhandlung durch. 
An der Verhandlung nahm nur der Beschwerdeführer als Partei teil; das Bundesasylamt hatte auf die Teilnahme 
verzichtet. Der Verhandlung wurde ein Dolmetscher für die Sprache Dari beigezogen. 
 

1.5. Der Asylgerichtshof erhob Beweis, indem er den Beschwerdeführer in der Verhandlung vernahm, weiters 
beim Verhandlungstermin vom 3.12.2009 auch die Ehefrau des Beschwerdeführers, XXXX, als Zeugin, und 
indem er - außer den Akten des erstinstanzlichen Verfahrens - folgende Unterlagen einsah, die auch in der 
Verhandlung erörtert wurden: 
 

The Constitution of Afghanistan. Year 1382 
 

UNHCR, UNHCR's Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection Needs of Afghan Asylum-
Seekers, December 2007 
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Bericht des (deutschen) Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen 
Republik Afghanistan vom 3. Februar 2009, Stand Januar 2009, Berlin 
 

Home Office, UK Border Agency, Afghanistan. Country of Origin Information Report. 18 February 2009 
 

Corinne Troxler Gulzar, Afghanistan, Update: Aktuelle Entwicklungen, Bern, 21. August 2008 (SFH) 
 

UN Commission on Human Rights, Sub-Commission on the Promotion and Protection of Human Rights, Fifty-
fourth session. Item 6 (a) of the provisional agenda. Other Human Rights Issues. Women and Human Rights. 
Report of the Secretary-General on the situation of women and girls in the territories occupied by Afghan armed 
groups, submitted in accordance with Sub-Commission resolution 2001/15. E/CN.4/Sub.2/2002/27. 12 July 2002 
 

UN Commission on Human Rights, Sixty-second session. Item 12 (a) of the provisional agenda. Integration of 
the Human Rights of Women and a Gender Perspective: Violence against Women. Report of the Special 
Rapporteur on violence against women, its causes and consequences, Yakin Ertürk. Addendum. Mission to 
Afghanistan (9 to 19 July 2005). E/CN.4/2006/61/Add.5. 15 February 2006 
 

Zwei Jahre Afghanistan-Pakt: Menschenrechte und Wiederaufbau in Gefahr. Menschenrechtsreport Nr. 53 der 
Gesellschaft für bedrohte Völker - Juni 2008 
 

U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices - 2008, Afghanistan (25. Feber 2009) 
 

Beim Verhandlungstermin vom 3.12.2009 wurden weiters folgende Unterlagen erörtert, um eine aktuellere 
Grundlage für die Entscheidung zu schaffen: 
 

UNHCR, UNHCR Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection Needs of Asylum-Seekers 
from Afghanistan, July 2009 
 

Home Office, UK Border Agency, Afghanistan. Country of Origin Information Report. 26 June 2009 
 

Bericht des (deutschen) Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen 
Republik Afghanistan vom 28. 10. 2009, Stand Oktober 2009, Berlin 
 

Weiters zog der Asylgerichtshof einen Sachverständigen für die aktuelle politische Lage in Afghanistan bei, 
welcher der Verhandlung beiwohnte und auf Ersuchen des Vorsitzenden des erkennenden Senates in beiden 
Verhandlungsterminen mündliche Gutachten erstattete; darüber hinaus wurde in der Verhandlung das 
schriftliche Gutachten erörtert, das er nach der ergänzenden Einvernahme vor dem unabhängigen 
Bundesasylsenat erstattet hatte. 
 

2. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

2.1.1. Zur Lage in Afghanistan: 
 

2.1.1.1. Allgemeine Entwicklung 
 

Ende 2001 wurde das Regime der Taliban gestürzt; seither wurden eine Sonderratsversammlung einberufen, eine 
Übergangsregierung eingesetzt, Präsident, Parlament und Provinzräte gewählt sowie eine Verfassung 
verabschiedet. Am 20.8.2009 fanden bereits die zweiten Präsidentschafts- und Provinzratswahlen statt. Es gab 
zahlreiche Anschläge und am Wahltag selbst 300 schwere Gewaltakte. Aber nur in einzelnen Regionen des 
Südens und Südostens wurden die Wahlen massiv gestört und die Bevölkerung von der Teilnahme abgehalten. 
Nach dem vorläufigen Endergebnis beteiligten sich 5,9 Mio. Wähler an der Präsidentschaftswahl, der bisherige 
Präsident Hamid Karzai erreichte 54,6 % der Stimmen. Die Wahlbeschwerdekommission stellte aber massive 
Wahlfälschungen fest und erklärte nach mehrwöchiger Prüfung 1,3 Mio. Stimmen für ungültig. Dadurch sank 
der Stimmenanteil Karzais unter 50 %. Da sich sein Konkurrent Abdullah aber zurückzog - er erklärte, die 
Wahlkommission sei nicht unabhängig und er befürchte neue Wahlfälschungen -, wurde der zweite Wahlgang 
abgesagt. Am 2.11.2009 erklärte die Wahlkommission Karzai zum Sieger der Präsidentschaftswahl. 
 

Die Verfassung sieht ein starkes Präsidialsystem mit einem Zwei-Kammer-Parlament (Unterhaus - Wolesi Jirga 
[Haus des Volkes] - und Oberhaus - Meshrano Jirga [Haus der Ältesten; es wird bestellt von den Provinz- und 
Distriktsräten und vom Präsidenten]; Art. 82 und 84) vor und enthält einen umfangreichen Grundrechtskatalog 
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(Art. 22 - 59), der auch Bürgerpflichten und Verpflichtungen des Staates zu Förderungsmaßnahmen vorsieht. 
Art. 3 enthält einen Islamvorbehalt; danach dürfen Gesetze nicht dem Glauben und den Bestimmungen des Islam 
zuwiderlaufen. Auf die Scharia wird dagegen nicht Bezug genommen, abgesehen davon, dass nach Art. 130 
dann, wenn keine gesetzliche Norm anwendbar ist, in den Grenzen der Verfassung die Regeln der hanefitischen 
Rechtsschule anzuwenden sind. Staatsreligion ist der Islam (Art. 2); die Anhänger anderer Religionen haben 
innerhalb der Grenzen der einfachgesetzlichen Bestimmungen Glaubensfreiheit. (Die Glaubensfreiheit und damit 
die Freiheit zum Wechsel der Religion kommt somit den Muslimen nicht zu.) 
 

Die 2002 eingerichtete Unabhängige Afghanische Menschenrechtskommission ist in der Verfassung (Art. 58) 
verankert. Sie nimmt Individualbeschwerden an, kann Fälle von Menschenrechtsverletzungen an die Justiz 
weiterleiten und bei der Verteidigung der Rechte von Beschwerdeführern Unterstützung leisten. Ihr Mandat ist 
2004 abgelaufen, bisher wurden aber keine neuen Mitglieder bestimmt, und die Mitglieder arbeiten auf der 
Grundlage einer faktischen Verlängerung des alten Mandats fort, was ihre Position schwächt. Die 
Menschenrechtskommission ist bei der Beurteilung von Einzelfällen zunehmend Kritik aus den Reihen der 
Regierung und hoher Vertreter des Justizsektors ausgesetzt; das führte dazu, dass sie nun bei öffentlichen 
Auftritten und Äußerungen stärkere Zurückhaltung zeigt. Im Mai 2009 erhielten verschiedene Mitglieder der 
Kommission Vorladungen der Generalstaatsanwaltschaft. Die Kommission ist zudem dem Misstrauen und 
ständigen Anfeindungen durch ehemalige warlords und lokale Machthaber ausgesetzt. Ihnen sind die 
Anstrengungen, Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit aufzuklären und aufzuarbeiten, ein Dorn im 
Auge. Sie haben eine starke Stellung im Parlament und versuchen von dort aus, den Einfluss der Kommission zu 
beschränken. Ihre Tätigkeit wird auch durch die schlechter werdende Sicherheitslage beeinträchtigt. Seit August 
2008 beschränkt sich der Zugang ihrer Mitarbeiter im Süden des Landes praktisch auf die Provinzhauptstädte. 
 

Menschenrechtsorganisationen können ihrer Arbeit grundsätzlich frei nachgehen, müssen aber das 
gesellschaftliche Klima berücksichtigen. Personen, die sich in der Vergangenheit Menschenrechtsverletzungen 
haben zuschulden kommen lassen, sitzen häufig in einflussreichen Positionen und verfügen über ein erhebliches 
Droh- und Druckpotential. Ein wirkungsvolles Instrument ist die Beschuldigung, bestimmte Verhaltensweisen 
verstießen gegen den islamischen oder paschtunischen Sitten- oder Wertekanon. Niemand widerspricht bis heute 
solchen Behauptungen offen oder hinterfragt ihre Motivation. Dass das Handeln der politischen Akteure laufend 
auf "Islamkonformität" beobachtet und bewertet wird, engt ihren Handlungsspielraum ein. 
 

Politische Parteien im westlichen Sinn gibt es bisher nicht. Das Parteiengesetz vom Herbst 2007 sieht vor, dass 
die Parteien beim Justizministerium registriert werden. Derzeit sind etwa 90 Parteien registriert. Während sich 
die Ex-Mujaheddin-Parteien auf ihre etablierten Machtstrukturen sowie erhebliche - auch illegitime - finanzielle 
Ressourcen stützen können, sind neue demokratische Parteien erst im Aufbau. Sie sind oft erheblichem Druck 
lokaler Machthaber ausgesetzt. Parteien konnten sich bisher nicht als Instrumente zur wirkungsvollen 
Artikulation und Durchsetzung der Interessen ihrer Mitglieder im politischen Prozess etablieren. Die 
traditionellen (Mujaheddin-) Parteien sind bisher eher Interessenvertretungen lokaler Machthaber. 
 

Das Parlament, das im Dezember 2005 erstmals zusammengetreten ist, hat sich bisher kaum als konstruktiver 
Machtfaktor im politischen Gefüge Afghanistans etablieren können. 
 

Die Machtstrukturen in Afghanistan sind vielschichtig und verwoben, die Unterscheidung zwischen staatlichen 
und nicht-staatlichen Akteuren daher schwierig. Politische Rivalitäten beruhen in der Regel nicht auf 
ideologisch-programmatischen Gegensätzen, sondern auf ethnischen Konflikten oder auf Rivalitäten um Macht 
und wirtschaftliche Vorteile. Allianzen werden unter pragmatischen Gesichtspunkten eingegangen. Im April 
2007 schlossen sich zahlreiche hochrangige Mitglieder der ehemaligen Nordallianz zur "Nationalen Front" (NF) 
zusammen; sie besteht mittlerweile nur noch auf dem Papier. Präsident Karzai gelang es im Vorfeld der 
Präsidentschaftswahlen 2009, einen großen Teil der oppositionellen Kräfte in sein Lager zu ziehen. 
 

Die rechtsprechende Gewalt ist nach der Verfassung (Art. 116) unabhängig. Ihr höchstes Organ ist das Oberste 
Gericht (Stera Makhama; Art. 116 der Verfassung). Auf Antrag der Regierung oder eines Gerichts kann das 
Oberste Gericht prüfen, ob Gesetze, Verordnungen und internationale Verträge mit der Verfassung vereinbar 
sind (Art. 121 der Verfassung). Es hat mit einem großen Rückstau an Fällen zu kämpfen. 
 

Es gibt kein vollständig oder flächendeckend funktionierendes Justizwesen. Bei Gericht sind oft nicht einmal die 
Texte der wichtigsten afghanischen Gesetze vorhanden; meist besteht keine Einigkeit über die Gültigkeit und 
damit über die Anwendbarkeit kodifizierter Rechtssätze. Tatsächlich wird in den Gerichten, soweit sie ihre 
Funktion ausüben, eher auf Gewohnheitsrecht, auf Vorschriften des islamischen Rechts und auf die (oft 
willkürliche) Überzeugung des Richters als auf gültige Gesetze Bezug genommen. Auf dem Land wird die 
Richterfunktion weitgehend von lokalen Räten (Shuras) übernommen. Korruption ist ein großes Problem im 
Justiz- und auch im Verwaltungsbereich. Die Verwaltung ist zudem wegen der verbreiteten Ämterpatronage 
ineffizient. 
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Wie insgesamt die staatlichen Strukturen, sind auch die Sicherheitskräfte im Wiederaufbau. Die Afghanische 
Nationalpolizei (ANP) wird seit 2002 unter deutscher Federführung und seit Juni 2007 von der europäischen 
EUPOL-Mission aufgebaut. Die ANP trägt neben der Armee die Hauptlast bei der Bekämpfung der 
Aufstandsbewegung im Süden, Osten und zunehmend auch im Norden; 2007 gab es über 1200 Tote, 2008 etwa 
1150 Tote und 1700 Verwundete. Der Ausbildungsstand der Polizisten ist niedrig, die Korruption ist hoch. Die 
Loyalität einzelner Polizeikommandeure gilt oft weniger dem Staat als lokalen oder regionalen Machthabern. In 
der öffentlichen Wahrnehmung ist die ANP daher kein Stabilitäts-, sondern oft ein Unsicherheitsfaktor. 
 

Die USA betreiben den Aufbau der Afghanischen Nationalarmee (ANA) mit großem Mitteleinsatz. Es besteht 
Einigkeit, dass es noch eine Reihe von Jahren dauern wird, bis die ANA selbständig (dh. ohne unmittelbare 
Mitwirkung internationaler Streitkräfte) Operationen gegen Aufständische im eigenen Land erfolgreich wird 
durchführen können. Traditionell verfügt die Armee in Afghanistan über ein höheres Ansehen als die Polizei. 
Internationale Ausbildner beklagen das geringe Bildungsniveau und die verbreitete Disziplinlosigkeit der 
Armeerekruten. 
 

Wehrpflicht besteht nicht. Zwangsrekrutierungen durch unabhängige Milizen oder durch das staatliche Militär 
können nicht ausgeschlossen werden; konkrete Fälle sind aber nicht bekannt. 
 

Der afghanische Nachrichtendienst (NDS) gilt als vergleichsweise gut funktionierende, effiziente Institution, die 
von Kabul aus gegenüber den Provinzen eine effektive Zentralgewalt ausübt. Präsident Karzai verlässt sich in 
seiner täglichen Arbeit stark auf die Expertise des NDS. Der NDS verfügt landesweit über ein engmaschiges 
Netz an Mitarbeitern. Auch er wird mit erheblichen Mitteln durch die internationale Gemeinschaft unterstützt. 
Rechtsstaatliche Mindeststandards werden noch nicht ohne Weiteres eingehalten. Es gibt keine Hinweise darauf, 
dass Folter systematisch eingesetzt wird, der NDS wird aber mit gelegentlicher Einschüchterung von 
Journalisten und mit einzelnen Fällen von Folter in Verbindung gebracht. Er weist Züge eines "Staats im Staat" 
auf, steht aber loyal zum Präsidenten. Das mag nicht in gleichem Maß auf allen Ebenen gelten, insbesondere bei 
der Entscheidung über die Inhaftierung einzelner Personen in den besonderen NDS-Gefängnissen sowie im 
Hinblick auf die Haftdauer und -umstände scheint das Ausmaß an Willkür erheblich zu sein. 
 

Es gibt mehrere private Fernsehanstalten, die durchaus regierungskritische Berichterstattung leisten; weiters 
erscheinen zahlreiche Zeitungen mit unterschiedlichen politischen Ausrichtungen. Der seit August 2006 
amtierende Informationsminister Khurram verfolgt eine traditionell-konservative Politik, wie sich ua. während 
der Debatte um das neue Mediengesetz und an den wiederholten inhaltlichen Eingriffen in die Arbeit des 
staatlichen Senders RTA (Radio Television Afghanistan) sowie der Medienstruktur insgesamt gezeigt hat. 
Allerdings haben von ihm initiierte Einschüchterungen gegenüber privaten Medien wegen angeblich 
"unislamischer Inhalte" abgenommen. Dies kann teilweise an Selbstzensur der Medien liegen, aber auch auf eine 
etwas kooperativere Haltung des Ministeriums zurückzuführen sein. Die Journalists' Independent Union of 
Afghanistan registrierte 2007 53 Fälle von Gewalt gegen Journalisten. In sechs Fällen wurden Journalisten 
umgebracht. Am 7.6.2008 wurde der BBC-Journalist Abdul Samad Rohani umgebracht aufgefunden. Anlass für 
Diskussionen gibt auch immer wieder der private Sender Tolo TV, der mit seinen indischen Seifenopern und 
Musiksendungen dem Klerus und konservativen Kreisen ein Dorn im Auge ist. Im Jänner 2008 unternahm der 
"Rat der Islamischen Gelehrten" Afghanistans einen Vorstoß, um diese "unislamischen" Sendeinhalte künftig 
vom Bildschirm zu verbannen. Kulturminister Khurram sagte die Ausarbeitung entsprechender "Richtlinien" zu. 
Dennoch sendet Tolo TV weiterhin indische Seifenopern, deren Beliebtheit in der Bevölkerung die 
Generalstaatsanwaltschaft zögern lässt, ein Verfahren gegen Tolo TV anzustrengen. 
 

Im Oktober 2007 wurde in Mazar der Student Sayed Parwiz Kambakhsh unter dem Vorwurf verhaftet, gegen 
den Islam gerichtete Propaganda verbreitet zu haben. Offenbar hatte er an der Universität Mazar ein Pamphlet 
mit islamkritischen Äußerungen in Umlauf gebracht. Ende Jänner 2008 wurde er erstinstanzlich in einem 
umstrittenen Gerichtsverfahren zum Tode verurteilt; das Berufungsgericht wandelte am 21.10.2008 das Urteil in 
eine Haftstrafe von 20 Jahren wegen Gotteslästerung um, das Oberste Gericht bestätigte dieses Urteil am 
12.2.2009. Vertreter der internationalen Gemeinschaft hatten sich für die Begnadigung des Angeklagten 
eingesetzt; im September 2009 wurde er vom Präsidenten begnadigt und reiste zum Schutz vor weiteren 
Repressalien ins Ausland. Die Entscheidung des Präsidenten wurde in einer Sitzung des Oberhauses von allen 
Rednern als gesetzwidrig und als Zeichen der Nichtrespektierung der islamischen Werte scharf kritisiert. Dies 
könnte Auswirkungen auf die Verfahren gegen Ahmed Ghous Zalmai und Mullah Qari Mushtaq haben, die am 
11.9.2008 wegen "fehlerhafter" Übersetzung des Korans (ins Dari) in erster Instanz zu 20 Jahren Haft verurteilt 
wurden. 
 

2.1.1.2. Ethnische und religiöse Zusammensetzung 
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Afghanistan ist ein Vielvölkerstaat. Die vier größten ethnischen Gruppen sind die Paschtunen (etwa 38 %), die 
Tadschiken (etwa 25 %), die Hazara (etwa 19 %) und die Usbeken (etwa 6 %). Die Verfassung zählt in Art. 4 
weiters die Turkmenen, Balutschen, Pashai, Nuristani, Aymaq, Araber, Kirgisen, Qizilbash, Gujur, Brahwui 
"und andere" auf und enthält in Art. 22 ein Diskriminierungs- und Privilegierungsverbot, das für alle Bürger gilt. 
In der Regierung sind alle großen ethnischen Gruppen vertreten. Die Situation der ethnischen Minderheiten hat 
sich seit dem Ende der Taliban-Herrschaft besonders für die traditionell diskriminierten Hazara insgesamt 
verbessert, obwohl die hergebrachten Spannungen zwischen den Ethnien in lokal unterschiedlicher Intensität 
fortbestehen und auch immer wieder aufleben. Etwa eine Mio. Afghanen - mehrheitlich Paschtunen - sind 
Nomaden (Kuchis); sie leiden unter den ungeklärten Boden- und Wasserverhältnissen. Ihre jährlich im Sommer 
wiederkehrende Wanderung in fruchtbare Weidegebiete der sesshaften Hazara in der Provinz Wardak führte 
2008 zu bewaffneten Auseinandersetzungen, die eine zweimonatige Parlaments- und Regierungskrise auslösten. 
Dem Präsidenten gelang es nicht, die verfeindeten Parteien zu einer einvernehmlichen Lösung zu bewegen. 
 

Offizielle Landessprachen sind Dari und Paschtu; in Gebieten, in denen die Mehrheit der Bevölkerung 
Usbekisch, Turkmenisch, Belutschi, Pashai, Nuristani, Pamiri oder Arabisch spricht, sind diese Sprachen eine 
dritte offizielle Sprache (Art. 16 der Verfassung; die Bestimmung bedarf eines Ausführungsgesetzes). 
 

Nach offiziellen Schätzungen sind etwa 84 % der afghanischen Bevölkerung sunnitische und etwa 15 % 
schiitische Muslime. Andere Glaubensgemeinschaften (wie zB Sikhs, Hindus und Christen) machen nicht mehr 
als 1 % der Bevölkerung aus. 
 

2.1.1.3. Sicherheitslage 
 

Die ISAF (International Security Assistance Force) hatte im Juli 2008 52.900 Soldaten in Afghanistan 
stationiert, davon 40.200 im Süden und Osten des Landes. Zudem befanden sich im Mai 2008 etwa 33.000 bis 
36.000 amerikanische Soldaten in Afghanistan. Davon sind rund 16.400 in Bagram stationiert und kämpfen 
zusammen mit der ISAF, der Rest wird im Rahmen der "Terrorismusbekämpfung" unter US-Befehl eingesetzt, 
insbesondere im Süden und Osten des Landes. Zu den ausländischen Sicherheitskräften zählen auch private 
Militär- und Sicherheitsfirmen. Allein in Kabul wurden in den letzten Jahren bis zu 10.000 Bewaffnete 
beschäftigt. 
 

Die Sicherheitslage ist regional sehr unterschiedlich. Aktivitäten regierungsfeindlicher Kräfte im Süden und 
Südosten richten sich gegen die Zentralregierung und die internationale Gemeinschaft; im Norden und Westen 
beeinträchtigen rivalisierende lokale Machthaber und Milizenführer, die häufig in Drogenhandel und andere 
kriminelle Machenschaften verstrickt sind, die Sicherheitslage. Dazu kommen die Unzufriedenheit weiter 
Bevölkerungskreise mit der bisherigen Regierungspolitik, das Wiedererstarken der Taliban, eine zunehmende 
Kriminalität, die illegalen Milizen und bewaffnete ethnische Konflikte. Diese Auseinandersetzungen haben seit 
2008 auch auf Gebiete übergegriffen, die bislang nicht bzw. kaum betroffen waren; das gilt besonders für die 
zentralen Provinzen um Kabul. Präsident Karzai hat wiederholt seinen Willen erklärt, Verhandlungen mit den 
aufständischen Kräften zu führen. Diese lassen bisher jedoch keine eindeutige Bereitschaft zu Gesprächen 
erkennen oder stellen Bedingungen, die für die Regierung unannehmbar sind (zB den sofortigen Abzug aller 
ausländischen Streitkräfte). 
 

Es gibt Hinweise darauf, dass einzelne Regierungsmitglieder und einflussreiche Parlamentsabgeordnete die 
Verfolgung, Repression und Tötung politischer Gegner billigen. Nach Angaben der Unabhängigen Afghanischen 
Menschenrechtskommission haben rund 80 % der Parlamentarier Kontakte zu militanten Gruppen. Von einer 
organisierten, gezielten oder zentral gesteuerten Verfolgung kann dennoch nicht die Rede sein. 
 

Im Raum Kabul bleibt die Sicherheitslage weiter fragil, auch wenn sie im regionalen Vergleich zufriedenstellend 
ist; sie hat sich im ersten Halbjahr 2009 nicht verschlechtert. Ende August 2008 übernahmen die afghanischen 
Regierungsbehörden (ANP, ANA) von der ISAF formell die Sicherheitsverantwortung für die Stadt Kabul; die 
ISAF ist weitgehend aus dem Stadtbild verschwunden und afghanischen Sicherheitskräften gewichen. Die Lage 
ist dadurch nicht unsicherer geworden. Vereinzelt kommt es zu Übergriffen von Polizei und Sicherheitskräften; 
Angehörige der Sicherheitskräfte stellen sich gelegentlich als Täter bewaffneter Raubüberfälle, Diebstähle und 
Entführungen heraus. Im zweiten Halbjahr 2008 wurden allgemein mehr Menschen entführt, meist um Lösegeld 
zu erpressen. 
 

Die Anti-Terror-Koalition bekämpft islamistische Kräfte vor allem im Osten (Kunar, Khost, Paktika, Paktia) und 
Süden (Helmand, Kandahar, Uruzgan). Islamistische Kräfte (ua. Taliban) sickern aus dem pakistanischen 
Siedlungsgebiet der Paschtunen ein oder werden in afghanischen Flüchtlingslagern in Pakistan oder in der 
paschtunischen Bevölkerung im Süden und Osten Afghanistans rekrutiert. Im ersten Halbjahr 2009 stiegen im 
Süden und im Südosten die Anschläge auf Einrichtungen der Provinzregierungen und von Hilfsorganisationen 
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weiter an. Gleichzeitig halten auch Kämpfe zwischen rivalisierenden Milizen an, ebenso Fehden zwischen 
Stämmen und Clans, wie sie ua. für paschtunisch geprägte Gebiete des Südens typisch sind. Auch in den 
westlichen Provinzen Ghor (Westteil), Farah und Nimruz kommt es zur Reinfiltration von Taliban bzw. 
Islamisten, in den Provinzen Kundus und Baghlan haben die Aufständischen ihre Aktivitäten im ersten Halbjahr 
2009 erheblich verstärkt. Im Norden und Nordosten kommt es zu Aktivitäten von Gruppen, die mit den Taliban 
sympathisieren, sowie der Hezb-e Islami Hekmatyar, im Nordwesten besteht die Gefahr, dass interfraktionelle 
Kämpfen und Spannungen wieder aufflammen. Die Hauptakteure sind hier die Jamiat-e Islami, die Jumbesh-e 
Milli und die Hezb-e Wahdat. 
 

Die Menschenrechtssituation bessert sich nur langsam. Eine große Gefahr geht dabei von lokalen Machthabern 
und Kommandeuren aus, meist Anführern von Milizen, die nicht mit staatlichen Befugnissen ausgestattet sind. 
Die Zentralregierung hat auf viele von ihnen keinen Einfluss, sie kann sie weder kontrollieren noch ihre Taten 
untersuchen oder sie vor Gericht bringen. Kriegsherren ("warlords"), Drogenbarone, Regionalkommandeure und 
Milizenführer unterdrücken in ihrem Machtbereich Opposition oft mit harten Sanktionen. 
 

2.1.1.4. Medizinische Versorgung 
 

Die medizinische Versorgung ist immer noch unzureichend, weil es an Medikamenten, Geräten, Ärzten und 
ausgebildetem Hilfspersonal mangelt. Die Lebenserwartung der afghanischen Bevölkerung liegt bei etwa 44 
Jahren. Auch in Kabul, wo es mehr Krankenhäuser als im übrigen Afghanistan gibt, reicht die medizinische 
Versorgung für die afghanische Bevölkerung noch nicht. 
 

2.1.1.5. Situation der Frauen 
 

2.1.1.5.1. Menschenrechtslage allgemein 
 

Die Menschenrechtslage afghanischer Frauen war bereits vor dem Taliban-Regime durch orthodoxe Scharia-
Auslegungen und archaisch-patriarchalische Ehrencodices geprägt. Diese Prägung wirkt immer noch nach. Die 
Geschlechterpolitik der Taliban war darauf ausgerichtet, den öffentlichen Raum von Frauen zu "säubern". Sie 
hatte vier Elemente: Frauen aus der Beschäftigung - ausgenommen im Gesundheitssektor - auszuschließen, sie 
vom Schulbesuch auszuschließen, Bekleidungsvorschriften für Männer und Frauen einzuführen, welche die 
Frauen in die Burka zwangen, und die Bewegungsfreiheit der Frauen streng zu kontrollieren. Obwohl die 
Frauenrechte nun im staatlichen Recht gestärkt worden sind, werden sie für den größten Teil der Afghaninnen 
nicht verwirklicht. Die meisten Frauen sind sich ihrer in der Verfassung garantierten Rechte nicht bewusst. Diese 
Rechte zu verteidigen, ist in den seltensten Fällen möglich, da die Justiz konservativ-traditionell geprägt ist und 
von männlichen Richtern bestimmt wird und da kaum qualifizierte Anwälte zur Verfügung stehen. Staatliche 
Akteure sind häufig nicht in der Lage oder auf Grund konservativer Wertvorstellungen nicht gewillt, 
Frauenrechte zu schützen. 
 

Die Situation afghanischer Frauen hat sich seit dem Sturz der Taliban-Herrschaft teilweise sogar verschlechtert. 
Die Bewegungsfreiheit bleibt, mit regionalen Unterschieden, stark eingeschränkt. 
 

Es gibt keine staatliche Vorschrift, die zum Tragen der Burka verpflichtet. Der im Mai 2003 gegründete 
"Islamische Rat", dem Geistliche aus allen Landesteilen angehören, hat die Beachtung der "Hijab"-
Kleidervorschriften (Schleier, langes Kleid), nicht jedoch das Tragen der Burka gefordert. Die meisten 
Afghaninnen tragen sie dennoch, auch aus Furcht vor Übergriffen. In Kabul ist der Gebrauch der Burka va. in 
akademisch geprägten Milieus und unter Oberschülerinnen zwar zurückgegangen, aber insgesamt auch hier nach 
wie vor verbreitet. Vielfach geben Frauen an, dass sie die Burka auch nach dem Machtwechsel tragen, weil sie 
ihnen ein Gefühl der Sicherheit vermittle; dies vor dem Hintergrund der schwierigen Sicherheitslage und der 
patriarchalisch geprägten Gesellschaft. 
 

Frauen, die im öffentlichen Leben tätig sind, werden mit noch unverhältnismäßig mehr Drohungen und Gewalt 
konfrontiert. Wie in der Vergangenheit schicken Gegner der Regierung "Nachtbriefe" und bedrohen Frauen, die 
für die Regierung, örtliche Nicht-Regierungs- und ausländische Organisationen arbeiten. 
 

Frauen werden weiterhin im Familien-, Erb- und Zivilverfahrenssowie im Strafrecht benachteiligt. Dies gilt vor 
allem beim Straftatbestand des "Ehebruchs", wonach im Ergebnis selbst Opfer von Vergewaltigungen bestraft 
werden können. Das durchschnittliche Heiratsalter von Mädchen liegt bei 15 Jahren, obwohl ein Mindestalter 
von 16 Jahren gesetzlich verankert ist. Sexualverbrechen zur Anzeige zu bringen, hat auf Grund des Zustands 
des Sicherheits- und Rechtssystems wenig Aussicht auf Erfolg. Der Versuch endet uU mit der Inhaftierung der 
Frau, sei es auf Grund unsachgemäßer Anwendung von Beweisvorschriften, sei es zum Schutz vor der eigenen 
Familie, die eher die Frau oder Tochter eingesperrt als ihr Ansehen beschädigt sehen will. Viele Frauen sind 
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wegen so genannter Sexualdelikte inhaftiert, weil sie sich beispielsweise einer Zwangsheirat durch Flucht zu 
entziehen versuchten, vor einem gewalttätigen Ehemann flohen oder ihnen vorgeworfen wurde, ein uneheliches 
Kind geboren zu haben. 
 

Im Frühjahr 2009 verabschiedete das afghanische Parlament das schiitische Personenstandsgesetz mit 
zahlreichen Bestimmungen, die Frauen diskriminieren. Nach internationalen Protesten und auf Druck aus dem 
Inland kündigte Präsident Karzai eine Überprüfung des Gesetzes an und unterzeichnete am 19.7.2009 eine 
entschärfte Fassung, die er - in der Sommerpause des Parlaments - als Dekret in Kraft setzte. Gestrichen wurden 
Passagen, die regeln sollten, wie häufig die Eheleute zu Geschlechtsverkehr verpflichtet seien, oder solche, 
welche die Ehe mit oder unter Minderjährigen betrafen oder die das Verlassen des Hauses durch die Frau an die 
Zustimmung des Mannes banden. Geblieben sind Bestimmungen, wonach die Frau nur zu "legalen Zwecken" 
und nur in dem Maße ausgehen darf, "wie örtliche Gewohnheit es zulässt", weiters Bestimmungen zur 
Einschränkung des Rechts der Frau, zu arbeiten, zur Polygamie, zur finanziellen Kompensation von 
Geschlechtsverkehr mit Minderjährigen, zur Verweigerung des Unterhalts durch den Mann, wenn die Frau die 
"ehelichen Rechte" verweigert, und zu Unterschieden im Erbrecht, va. bei Immobilien. Das Parlament kann nun 
das Gesetz als Ganzes zurückweisen, es bestätigen oder Änderungen vornehmen. - Einigen der Bedenken wird 
durch das "Gesetz zur Beseitigung aller Formen von Diskriminierung gegen Frauen" (EVAW-Gesetz) Rechnung 
getragen, das Präsident Karzai auch am 19.7.2009 unterzeichnet hat. Es hat nach seinem Schlussartikel Vorrang 
vor allen entgegenstehenden Normen und enthält strafbewehrte Bestimmungen mit dem Ziel, Gewalt gegen 
Frauen zu bekämpfen und zur Schaffung eines Bewusstseins von der Würde und den Rechten der Frau 
beizutragen. Ob das Gesetz auch als vorrangige Norm angewandt werden wird, ist offen. 
 

Die Arbeitslosenrate in Afghanistan beträgt 32 %. Frauen sind wegen ihres sehr niedrigen sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Status noch weniger häufig berufstätig. Die Regierung ist außerstande, für weite 
Teile der Bevölkerung Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen. 
 

Auf Grund des langen Bürgerkrieges sind rund 1,5 Mio. Frauen zu Witwen geworden. Ihre Lage ist besonders 
schlimm, da sie keine finanzielle Unterstützung erhalten und sich und ihre Kinder oft nur mit Betteln ernähren 
können. 94 % von ihnen können weder lesen noch schreiben. Dabei sind sie noch jung, durchschnittlich 35 
Jahre, und haben meist vier Kinder. In ihrer Not ernähren sich immer mehr junge Frauen durch Prostitution, die 
offiziell verboten ist. 
 

2.1.1.5.2. Gewalt gegen Frauen 
 

Es wird geschätzt, dass etwa 40 % der Heiraten Zwangsheiraten sind, weitere 20 % arrangierte Ehen (dh. dass 
die Braut den Bräutigam ablehnen, ihn aber nicht aussuchen kann). Viele der betroffenen Mädchen sollen als 
Entschädigung für ein Verbrechen oder zur Schuldentilgung angeboten worden sein. 
 

Das Gesetz stellt Vergewaltigung unter Strafe, dies erstreckt sich aber nicht auf die Vergewaltigung in der Ehe. 
Nach der Scharia bedarf es mehrerer Zeugen, um eine Vergewaltigung zu beweisen, während der Täter einfach 
behaupten kann, es habe sich um einvernehmlichen Geschlechtsverkehr gehandelt, dies führt oft zu einer 
Verurteilung der Frau wegen Ehebruchs. Weibliche Opfer von Vergewaltigung sind mit gesellschaftlichen 
Repressionen bedroht, die bis zur Inhaftierung gehen; im Gefängnis sollen Frauen häufig vom 
Gefängnispersonal vergewaltigt werden. 
 

Fälle, in denen Frauen wegen "Ehebruchs" von Ehemännern oder anderen Familienmitgliedern umgebracht 
werden (so genannte "Ehrenmorde"), kommen besonders in den paschtunischen Landesteilen vor. Zwangsheirat 
bereits im Kindesalter, "Austausch" weiblicher Familienangehöriger zur Beilegung von Stammesfehden sowie 
weit verbreitete häusliche Gewalt kennzeichnen die Situation der Frauen. Opfer sexueller Gewalt sind dabei auch 
innerhalb der Familie stigmatisiert. Das Sexualdelikt wird in der Regel als "Entehrung" der gesamten Familie 
aufgefasst. 
 

Es gibt kaum Daten über die Gewalt gegen Frauen, aber Hinweise darauf, dass sie weit verbreitet ist und dass 
Frauen und Mädchen zu Hause und auf der Straße, in intimen Beziehungen und bei der Begegnung mit Fremden, 
im Zusammenhang mit der herrschenden Auslegung der Tradition und der Scharia und in jenem 
diskriminierender Gesetze und Gesetzesanwendung in Gefahr sind. Fälle von Vergewaltigung, Entführung und 
Zwangsverheiratung durch mächtige Kommandanten sind nicht selten. 
 

Frauen, die in der privaten und in der öffentlichen Sphäre Gewalt erfahren, werden ein zweites Mal zu Opfern, 
weil die Behörden nicht in der Lage sind, sie zu schützen. Gewalt gegen Frauen wird toleriert, die Täter genießen 
Straffreiheit, weil das Strafverfolgungssystem und die Justiz schlecht funktionieren und stark gegen Frauen 
voreingenommen sind. Das beruht darauf, dass es in Afghanistan verschiedene Normensysteme gibt und dass die 
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"informelle" Justiz Vorrang gegenüber der formellen hat. Die Behörden verfolgen die Täter kaum und 
untersuchen nur gelegentlich Fälle von gewalttätigen Angriffen, Vergewaltigung, Tötung oder Selbstmord von 
Frauen. Vor Gericht werden die Angeklagten oft entlastet oder nur milde bestraft. 
 

Es gibt wenigstens 19 Frauenhäuser im ganzen Land, die fünf in Kabul beherbergen mehr als 100 Frauen und 
Mädchen. Nach Angaben des Frauenministeriums werden seiner Rechtsabteilung täglich 20 Frauen und 
Mädchen zugewiesen, der Platz in den Frauenhäusern ist aber beschränkt. Schutzbedürftige Frauen, die keinen 
Platz in einem Frauenhaus in Kabul finden konnten, enden oft im Gefängnis. Das Konzept der Frauenhäuser ist 
in der Gesellschaft nicht allgemein akzeptiert. 
 

Witwen werden als Eigentum ihrer Schwiegerfamilie betrachtet und können gezwungen werden, einen Schwager 
zu heiraten, der bereits verheiratet sein kann. Gibt es keinen Mann in der Familie, können sie in entwürdigender 
Weise an einen Familienfremden vergeben werden. Angesichts des niedrigen Heiratsalters und der niedrigen 
Lebenserwartung können Frauen schon in ihren 20ern und 30ern Witwen werden. 
 

2.1.1.5.3. Bildung 
 

Afghaninnen waren unter den Taliban seit 1996 von jeder Bildung ausgeschlossen. Die Alphabetisierungsrate 
bei Frauen liegt nach Schätzungen bei 10 %. Für die wenigen hochqualifizierten Afghaninnen hat sich jedoch der 
Zugang zu adäquaten Tätigkeiten bei der Regierung verbessert. Die Entwicklungsmöglichkeiten für Mädchen 
und Frauen bleiben durch die strenge Ausrichtung an Traditionen und die fehlende Schulbildung weiterhin 
wesentlich eingeschränkt. 
 

Seit 2002 konnten zahlreiche Schulen (wieder) eröffnet werden. Es gibt jedoch immer wieder Meldungen von 
Anschlägen regierungsfeindlicher Kräfte gegen Schulen, insbesondere Mädchenschulen, Schüler und Lehrer. 
 

Die Einschulungsrate gehört zu den niedrigsten der Welt, die der Mädchen ist halb so hoch wie jene der Knaben. 
Das gilt für das ganze Land, besonders niedrig ist der Anteil der Mädchen im Süden, wo nur 15 % der 
Schulkinder Mädchen sind. 
 

2.1.1.5.4. Gesundheitswesen 
 

Der Gesundheitszustand der afghanischen Bevölkerung gehört zu den schlechtesten weltweit. In weiten 
Landesteilen besteht keine medizinische Versorgung. Kinder und Frauen gehören zu den besonders 
vernachlässigten Personengruppen. Die Müttersterblichkeitsrate ist mit 1600 bis 1900 auf 100.000 Geburten 
weltweit die zweithöchste. Bei rund 70 bis 85 % der Geburten war keine dafür ausgebildete Person anwesend. 
Der Zugang zu medizinischen Einrichtungen ist für Frauen kulturell bedingt schlechter als für Männer. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn kein weibliches Gesundheitspersonal anwesend ist. 
 

Frauen und Mädchen sind ihr ganzes Leben lang Mangelernährung und unzureichender Gesundheitsversorgung 
ausgesetzt. Da das herrschende Wertesystem männliche vor weiblichen Kindern und Männer vor Frauen 
bevorzugt, ist der weibliche Teil der Bevölkerung unverhältnismäßig stark betroffen. Frauen wird häufig die 
Gesundheitsversorgung einfach verweigert, weil es etwa niemanden gibt, der sie ins Spital begleiten könnte, oder 
weil es an Geld mangelt. In ländlichen Gegenden kann es vorkommen, dass ein Spital weit entfernt ist oder dass 
Frauen - auch in Notsituationen - keine medizinische Hilfe suchen, weil es keine Ärztinnen gibt. 
 

2.1.1.6. Sonstiges 
 

Es ist nicht bekannt, dass die Stellung eines Asylantrags als solche zu Sanktionen der afghanischen Regierung 
führen würde. 
 

Auf Grund günstigen Wetters mit überdurchschnittlichen Niederschlägen sind die Ernteaussichten für 2009 
deutlich besser als für das Dürrejahr 2008. Daraus dürfte sich eine verbesserte Ernährungssituation bzw. 
Versorgung der Bevölkerung mit Weizen ergeben; davon profitieren grundsätzlich auch die Rückkehrer. 
Dennoch bleibt die Lage in den ländlichen Gebieten, insbesondere des zentralen Hochlandes, problematisch. Ihre 
Versorgung ist oft sehr schwierig und im Winter häufig überhaupt nicht möglich. 
 

Rückkehrer, die außerhalb des Familienverbandes oder nach einer längeren Abwesenheit aus dem westlich 
geprägten Ausland zurückkehren, stoßen auf größere Schwierigkeiten als Rückkehrer, die in einem größeren 
Familienverband geflüchtet sind oder in einen solchen zurückkehren (vor allem aus dem Iran und aus Pakistan), 
da ihnen das notwendige soziale oder familiäre Netzwerk fehlt und sie die örtlichen Verhältnisse nicht kennen. 
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Sie können auf übersteigerte Erwartungen treffen, sodass von ihnen überhöhte Preise gefordert werden. Von den 
"Zurückgebliebenen" werden sie häufig nicht als vollwertige Afghanen akzeptiert. Andererseits bringen 
Afghanen, die in den Kriegs- und Bürgerkriegsjahren im westlichen Ausland Zuflucht gesucht haben, von dort in 
der Mehrzahl der Fälle höhere Finanzmittel, eine qualifiziertere Ausbildung und umfangreichere 
Fremdsprachenkenntnisse mit als Afghanen, die in die Nachbarländer geflüchtet sind. Solche Qualifikationen 
verschaffen ihnen bei der Reintegration einen deutlichen Vorteil. Zudem ist die Mehrheit der "Intelligenz" 
während der Kriegs- und Bürgerkriegsjahre überwiegend nach Europa und Nordamerika geflüchtet. 
Grundsätzlich könnten die Fähigkeiten dieser Personen eine erhebliche Ressource für das Land sein, denn es 
mangelt an ausgebildeten Facharbeitern und Akademikern. Ein zunehmender Teil der Afghanen scheut die 
Rückkehr aus Furcht vor der schlechter werdenden Sicherheitslage, dazu kommen konkrete Rückkehrhindernisse 
wie ungeklärte Grundstücksfragen. Daneben ist der Zugang zu Arbeit, zu Wasser und zur Grundversorgung 
häufig nur eingeschränkt möglich. 
 

2.1.2. Zur Person und zu den Fluchtgründen des Beschwerdeführers: 
 

2.1.2.1. Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger Afghanistans und Muslim; er gehört der ethnischen Gruppe 
der Turkmenen an. Er stammt aus der Stadt XXXX und ist XXXX geboren. 2001 kam er nach Österreich und 
hält sich seither in Europa auf. Am XXXX heiratete er eine österreichische Staatsangehörige islamischen 
Bekenntnisses; am XXXX wurde beider Kind geboren; es ist österreichischer Staatsangehöriger. 
 

Die Ehefrau des Beschwerdeführers ist österreichische Staatsangehörige, sie ist als protestantische Christin, aber 
kirchenfern aufgewachsen und im Alter von ungefähr dreizehn oder vierzehn Jahren zum Islam übergetreten. 
Grund dafür war, dass in ihrer Schulklasse von etwa 25 Schülern 20 muslimischen Bekenntnisses waren und sie 
sich deshalb für den Islam zu interessieren begann und zu dieser Religion hingezogen fühlte. Sie besuchte 
damals eine Zeitlang regelmäßig die Moschee, dies ist aber jetzt nicht mehr der Fall. In der Schule besuchte sie 
weder den christlichen noch den islamischen Religionsunterricht. Sie hat nie ein Kopftuch getragen; nach ihrem 
Äußeren - also etwa nach ihrer Kleidung - ist nicht zu erkennen, dass sie Muslimin ist. Sie hat es aber 
aufgegeben, Schweinefleisch zu essen. 
 

Der Beschwerdeführer wünscht für den Fall, dass er selbst nach Afghanistan zurückkehren müsste, die 
Begleitung seiner Frau und seines Kindes. Er ist jedoch subjektiv der Ansicht, dass sie sich nicht an die Zustände 
in Afghanistan und an das dortige Rollenverständnis einer Frau anpassen und dass sie daher dort nicht leben 
könnte. Er meint, dass er selbst allerdings nicht unmittelbar Schwierigkeiten wegen seiner Frau bekäme, fürchtet 
aber doch, dass man ihm, sollte seine Frau sich nicht angepasst verhalten, Vorwürfe machen würde. 
 

Die Ehefrau des Beschwerdeführers würde, sollte er nach Afghanistan zurückkehren müssen, mit ihm ziehen 
wollen. Sie wäre nicht bereit, sich etwa für den Ausgang, also außer Haus, zu verschleiern, sie würde ihr Kind 
nicht den afghanischen Sitten entsprechend erziehen wollen und wäre bestrebt, sich fortzubilden. 
 

2.1.2.2. Der Asylgerichtshof folgt der Behauptung des Beschwerdeführers nicht, er sei in Afghanistan wegen 
einer Fehde zwischen seiner Familie und einer anderen Familie gefährdet, die seinem Vater vorwerfe, am 
Verschwinden eines ihrer Mitglieder die Schuld zu tragen, und den Vater deshalb ebenso wie die Mutter und 
zwei Geschwister des Beschwerdeführers ermordet habe. 
 

2.1.2.3. Sollte der Beschwerdeführer nach Afghanistan zurückkehren und mit seiner Frau dort wohnen, so würde 
sie von seinen Verwandten gezwungen, zu Hause zu bleiben. Der Beschwerdeführer würde wegen seiner Frau 
großen Schwierigkeiten begegnen. Würde sie das Haus verlassen wollen, dann würde er von der Gesellschaft zur 
Verantwortung gezogen, damit er seine Frau in ihrer Bewegungsfreiheit einschränke. 
 

Die Frau des Beschwerdeführers würde in Afghanistan auch in Gefahr schweben, geraubt zu werden. In XXXX, 
dem Heimatort des Beschwerdeführers, könnte eine europäische Frau das Haus nicht verlassen, sondern müsste 
aus Sicherheitsgründen unauffällig zu Hause bleiben. Sie könnte daher nicht wie afghanische Frauen am 
gesellschaftlichen Leben teilnehmen, etwa Hochzeiten besuchen. Auf Grund ihrer Kleidung und ihres Gehabes 
würde die Frau des Beschwerdeführers in Afghanistan nicht den Eindruck erwecken, dass sie tatsächlich zum 
Islam übergetreten ist, und als Ungläubige betrachtet und gemieden werden. Würde sie versuchen, in XXXX 
selbständig in die Öffentlichkeit zu gehen, so wäre der Beschwerdeführer gezwungen, sie mit Gewalt 
zurückzuhalten, da seine Familienmitglieder und Nachbarn ihn auf alle Fälle dazu bringen würden. Sie würden 
gegen ihn psychischen Terror ausüben und ihn warnen, dass, wenn er nichts täte, sie selbst die Frau zwingen 
würden. Ginge sie allein in die Stadt, so würden die Nachbarn oder Familienmitglieder sie bei der Behörde unter 
dem Vorwurf anzeigen, dass sie die Familie verlassen wolle; die Behörde würde sie mit Gewalt ins Haus 
zurückbringen. Wenn eine Frau in europäischer Kleidung das Haus verließe, würden die Mullahs sie 
beschuldigen, die Gesellschaft zu beschmutzen, dies wäre ein Grund für die Behörde, sie ins Haus 
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zurückzudrängen oder festzunehmen. Würde der Beschwerdeführer seine Frau nicht in ihrer Bewegungsfreiheit 
hindern, so würde er als Schwächling angesehen und wäre sogar mit Gewalt durch Nachbarn und Angehörige 
seiner Sippe konfrontiert, dh. er würde zusammengeschlagen werden und könnte, ohne dass dies freilich 
beabsichtigt wäre, zu Tode kommen. Es wäre auch denkbar, dass er von der Sippe aufgefordert würde, das 
Gebiet zu verlassen. Die Gefahr, die dem Beschwerdeführer droht, sollte es ihm nicht gelingen, seine Frau zu 
Hause in Gewahrsam zu halten, würde ihm nicht von der Behörde, sondern nur aus der Gesellschaft heraus 
drohen. Auch die Mullahs würden nur psychischen Druck ausüben. 
 

Sollte der Beschwerdeführer ohne seine Frau nach Afghanistan zurückkehren, so drohen ihm allein deshalb, weil 
sie Europäerin ist, keine Sanktionen. 
 

2.2. Diese Feststellungen beruhen auf folgender Beweiswürdigung: 
 

2.2.1. Die Feststellungen zur Lage in Afghanistan beruhen auf dem Bericht des (deutschen) Auswärtigen Amtes 
über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Islamischen Republik Afghanistan vom 28. Oktober 2009 
(Stand Oktober 2009), der durch die Darstellungen des Hochkommissärs der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR Eligibility Guidelines for Assessing the International Protection Needs of Asylum-Seekers from 
Afghanistan) vom Juli 2009 bestätigt wird, ebenso durch jene der Berichte Troxler Gulzars (Schweizerische 
Flüchtlingshilfe) vom August 2008 und des britischen Home Office vom 26. Juni 2009. Der Außenamtsbericht 
stammt zwar nominell vom 28.10.2009 und spiegelt nominell den Stand vom Oktober 2009 wieder, er enthält 
aber bereits ausdrücklich Aussagen zum Ergebnis der Präsidentschaftwahlen, das am 2.11.2009 bekanntgegeben 
wurde. 
 

Die Feststellungen zum Inhalt der Verfassung beruhen auf dem Text der Verfassung (in englischer Übersetzung). 
 

Die Prozentzahlen zur Verteilung der ethnischen Gruppen und zur Stärke der Religionsgemeinschaften verstehen 
sich als Schätzungen; der Flüchtlings-Hochkommissär der Vereinten Nationen (Eligibility Guidelines, S 14 und 
18) zB macht etwas abweichende Angaben (80 % Sunniten, 19 % Schiiten; 42 % Paschtunen, 27 % Tadschiken, 
9 % Hazara, 9 % Usbeken, 13 % andere). 
 

Die Feststellungen zur Situation der Frauen (Pt. 2.1.1.5) beruhen iW auf dem Bericht des (deutschen) 
Auswärtigen Amtes (S 25 - 28). Die Feststellungen zur Geschlechterpolitik der Taliban beruhen auf dem Bericht 
der Sonderberichterstatterin (UN Commission on Human Rights, Sixty-second session. Item 12 (a) of the 
provisional agenda. 

Integration of the Human Rights of Women and a Gender Perspective: 

Violence against Women. Report of the Special Rapporteur on violence against women, its causes and 
consequences, Yakin Ertürk. Addendum. Mission to Afghanistan [9 to 19 July 2005]. E/CN.4/2006/61/Add.5. 15 
February 2006; Z 7), ebenso jene zur Verbreitung von Gewalt gegen Frauen (Z 21 dieses Berichtes, der wörtlich 
lautet: "There is a lack of data on violence against women, however, anecdotal evidence as well as 
documentation of cases in hospitals suggest that it is widespread and that girls and women are at risk in the home 
and on the street, in intimate relations, in an encounter with strangers, within the context of hegemonic 
interpretations of tradition and the sharia, and of discriminatory laws and administration of justice. Furthermore, 
cases of rape, abduction and forced marriage by powerful commanders are not rare." Einige Daten registrierter 
Gewalt für 2007 bringt Troxler Gulzar 14) und zur Einschulungsrate (Z 18). Die Feststellungen, dass sich die 
Situation seit dem Sturz der Taliban teilweise verschlechtert hat, sowie zur Bewegungsfreiheit beruhen auf dem 
Bericht Troxler Gulzars (14), ebenso jene zur Arbeitslosenrate bei Frauen (16 f.). Die Feststellungen zur 
Situation von Frauen, die sich im öffentlichen Leben betätigen, beruhen auf dem Bericht des U.S. Department of 
State, Country Reports on Human Rights Practices - 2008, Afghanistan (25. Feber 2009; sect. 5), ebenso jene 
zum Anteil an Zwangsheiraten bzw. arrangierten Ehen (etwas andere Daten - nämlich 60 % Zwangsheiraten - 
bringt derselbe Bericht auf Grund einer anderen Quelle), zur strafrechtlichen Konsequenz von Vergewaltigungen 
(ähnlich Sonderberichterstatterin Z 42) und zu den Frauenhäusern. Die Feststellungen zur Situation von Witwen 
beruhen auf dem Bericht "Zwei Jahre Afghanistan-Pakt: Menschenrechte und Wiederaufbau in Gefahr", di. der 
Menschenrechtsreport Nr. 53 der Gesellschaft für bedrohte Völker (Juni 2008; 22), soweit sie die Möglichkeit 
der Zwangsverheiratung durch die Schwiegerfamilie betreffen, auf dem Bericht der Sonderberichterstatterin (Z 
28). Die Feststellungen zum mangelnden staatlichen Schutz beruhen auf den Berichten der 
Sonderberichterstatterin (Z 33) und des U.S. Department of State. Die Feststellungen zum Gesundheitswesen 
(Pt. 2.1.1.5.4) beruhen auf den Berichten Troxler Gulzars (18) und der Sonderberichterstatterin (Z 31; zur 
Müttersterblichkeitsrate weiter der Bericht "Zwei Jahre Afghanistan-Pakt" 22 und Sonderberichterstatterin [Z 
17]). 
 

Alle zitierten Unterlagen, auf denen diese Feststellungen beruhen, stammen von angesehenen staatlichen und 
nichtstaatlichen Einrichtungen, sodass keine Bedenken dagegen bestehen, sich darauf zu stützen. 
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2.2.2.1. Die Feststellungen zur ethnischen Zugehörigkeit des Beschwerdeführers und zu seiner Herkunft aus 
XXXX stützen sich auf seine insoweit glaubwürdigen Angaben. Es gibt keinen Grund anzunehmen, dass er nicht 
aus Afghanistan stamme; dass er die Sprache Dari beherrscht, die von Afghanen aus dem Norden Afghanistans 
üblicherweise beherrscht wird, zeigte sich in der Verhandlung. Der Dolmetscher beurteilte die Sprachkompetenz 
des Beschwerdeführers in Dari als einwandfrei. 
 

Die Feststellungen zur Eheschließung des Beschwerdeführers und zur Geburt seines ehelichen Kindes stützen 
sich auf die von ihm vorgelegten unbedenklichen Urkunden, ebenso die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit 
seiner Ehefrau und seines Kindes. Die Feststellung, dass der Beschwerdeführer bei einer allfälligen Rückkehr 
nach Afghanistan grundsätzlich die Begleitung seiner Frau wünscht, beruht auf seiner insoweit glaubwürdigen 
Aussage. 
 

Die Feststellungen zur Ehefrau des Beschwerdeführers, va. zu ihrer religiösen Biografie, beruhen auf den 
glaubwürdigen Angaben, die sie als Zeugin vor dem Asylgerichtshof gemacht hat. Die Feststellungen zu ihrem 
Äußeren beruhen auf der persönlichen Wahrnehmung durch die Mitglieder des erkennenden Senates während 
der Verhandlung. Die Feststellungen zu ihrer Bereitschaft, mit dem Beschwerdeführer nach Afghanistan zu 
gehen, sollte er dorthin zurückkehren müssen, beruhen ebenfalls auf ihren Angaben. Sie meinte zwar, sie würde 
keinesfalls nach Afghanistan gehen wollen, würde aber nach langem Nachdenken wahrscheinlich doch mit dem 
Beschwerdeführer gehen, weil sie ihn liebe. Ihre Abneigung, nach Afghanistan mitzugehen, erklärte sie damit, 
dass der Rest ihrer Familie in Österreich und in der Bundesrepublik Deutschland lebe und dass sie ihren kleinen 
Sohn nicht so streng erziehen wolle, wie dies in Afghanistan üblich sei. Die Situation in Afghanistan kenne sie 
nicht ausreichend, weil sie noch nie dort gewesen sei; sie spreche die dortige Sprache nicht und könne sich dort 
nicht weiterbilden. Von den Umständen, auf die sie in XXXX stoßen würde, hatte sie keine klare Vorstellung, 
wie sich aus ihren Antworten auf entsprechende Fragen ergibt; sie schätzt die Situation positiver ein, als sie nach 
dem Gutachten des Sachverständigen tatsächlich ist. Ihr Wunsch, sich weiterzubilden und ihr Kind nicht so 
streng zu erziehen, zeigt bereits, dass sie nicht in der Lage wäre, sich an die Verhältnisse in Afghanistan 
anzupassen. 
 

2.2.2.2. Hingegen folgt der Asylgerichtshof den Angaben des Beschwerdeführers über seine Fluchtgründe nicht, 
und zwar aus folgenden Gründen: 
 

Der Beschwerdeführer wurde zu diesen Fluchtgründen insgesamt viermal einvernommen, und zwar bei seinem 
Aufgriff an der Grenze (vor dem Grenzüberwachungsposten Marchegg der Bezirkshauptmannschaft 
Gänserndorf am 20.11.2001), vor dem Bundesasylamt (am 2.2.2004), vor dem unabhängigen Bundesasylsenat 
(am 13.5.2008) und beim ersten Termin der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof (am 29.6.2009). 
 

2.2.2.2.1. Vor dem Grenzüberwachungsposten Marchegg gab der Beschwerdeführer an, er werde von den 
Taliban verfolgt; sie hätten versucht, ihn zwangsweise zu rekrutieren. In den Einvernahmen vor dem 
Bundesasylamt und vor dem unabhängigen Bundesasylsenat bestritt der Beschwerdeführer, diese Aussage 
gemacht zu haben; er sei dort nicht einvernommen worden, es seien lediglich seine Daten aufgenommen worden. 
Der Dolmetscher habe für alle aufgegriffenen Fremden dasselbe hingeschrieben. Der Beschwerdeführer habe 
niemals Probleme mit den Taliban gehabt. Auch in seiner Beschwerdeschrift bringt er ua. vor, diese Angaben 
seien irrelevant, da "nie eine gesetzmäßige Einvernahme durch den Bundesbeamten der 
Bezirkshauptmannschaft" stattgefunden habe. Er habe eine Niederschrift unterschrieben, die ihm weder übersetzt 
noch vorgelesen worden sei. Zu seinen Fluchtgründen sei er nicht befragt worden. Im Glauben, das Richtige zu 
tun, und in Unkenntnis des Inhaltes habe er diese Niederschrift unterzeichnet. Auf Grund dessen seien 
widersprüchliche Angaben entstanden, für die sich der Beschwerdeführer nicht verantwortlich fühle. 
 

Diese Erklärung überzeugt nicht, da dem Beschwerdeführer die Niederschrift über die Einvernahme übersetzt 
worden ist - dies bestritt er in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof nicht, sondern gab an, er könne sich 
nicht daran erinnern - und da es nach der Erfahrung des Asylgerichtshofes nicht die Regel ist, dass eine Angabe 
mit einem solchen Inhalt in Niederschriften an der Grenze aufgenommen wird. Üblicherweise ist dort von 
wirtschaftlichen und politischen Problemen im Herkunftsland die Rede. Der Asylgerichtshof geht daher davon 
aus, dass der Beschwerdeführer diese Aussage vor dem Grenzüberwachungsposten Marchegg tatsächlich 
gemacht hat; dass er später behauptete, mit den Taliban habe er keine Probleme, schwächt seine 
Glaubwürdigkeit. 
 

2.2.2.2.2. Bei den übrigen Einvernahmen gab der Beschwerdeführer im Kern an, sein Vater sei in der Zeit der 
kommunistischen Herrschaft in Afghanistan Lehrer gewesen. Er selbst, so gab er in der Verhandlung vor dem 
Asylgerichtshof an, könne sich daran nicht erinnern, es sei ihm nur erzählt worden. Er sei Analphabet, denn er 
habe nie eine Schule besucht, da es zu jener Zeit fast keinen Unterricht gegeben habe. Auf Grund der 
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schwierigen Bedingungen sei es dem Vater nicht möglich gewesen, ihn selbst zu unterrichten. In dieser Zeit sei 
der Sohn einer Nachbarsfamilie, ein Mujahid, spurlos verschwunden. Seine Familie habe den Vater des 
Beschwerdeführers beschuldigt, daran die Schuld zu tragen. Nach dem Sturz des kommunistischen Regimes, als 
die Mujaheddin die Macht gehabt hätten, sei die Familie des Beschwerdeführers nach Mazar-e Sharif gezogen, 
in der Zeit der Taliban, vier Jahre später, aber wieder nach XXXX zurückgegangen. Dabei habe es Spannungen 
mit der Nachbarsfamilie gegeben. In der Zeit des Sturzes der Taliban habe die Nachbarsfamilie dann Rache 
geübt und die Familie des Beschwerdeführers getötet, und zwar seine Eltern, seinen Bruder und seine Schwester. 
Er selbst habe sich zu diesem Zeitpunkt bei seiner Tante aufgehalten. 
 

Den Namen der verfeindeten Familie kenne er nicht, weil er damals noch klein gewesen sei und ihm niemand 
den Namen genannt habe; der Vater habe ihn nie erwähnt. Dass es die Nachbarsfamilie gewesen sei, die seine 
Familie umgebracht habe, wisse er, weil diese Familie die seine immer wieder bedroht habe. Eine Anzeige habe 
er nicht erstattet, weil er kurz nach dem Tod seiner Familie (zwanzig Tage später) ausgereist sei; sein Onkel habe 
dies auch nicht getan, da er Angst gehabt habe, seine eigene Familie könne dann ebenfalls ermordet werden. Bei 
einer Rückkehr fürchte er, von der verfeindeten Familie umgebracht zu werden. 
 

Der Beschwerdeführer schilderte die Details dieses Vorfalls nicht einheitlich. Bei seiner Einvernahme bei dem 
Bundesasylamt am 2.2.2004 gab er an, er sei bei seiner Tante gewesen, um an einer Beerdigung teilzunehmen. 
Bei der ergänzenden Einvernahme vor dem unabhängigen Bundesasylsenat und in der Verhandlung vor dem 
Asylgerichtshof gab er dagegen an, er sei gemeinsam mit seinen Familienangehörigen bei der Tante auf Besuch 
gewesen, die Angehörigen seien früher heimgegangen. Als ihm vor dem Asylgerichtshof seine Aussage vor dem 
Bundesasylamt vorgehalten wurde, gab er an, damals sei falsch übersetzt worden. Dies überzeugt nicht, da ihm 
die Aussage damals rückübersetzt worden ist und er ihre Richtigkeit mit seiner Unterschrift bestätigt hat. 
 

Auch den Zeitpunkt dieses Vorfalls gab der Beschwerdeführer nicht einheitlich an: Dass er vor dem 
Bundesasylamt am 2.2.2004 angab, er glaube, dass er im September 2001 Afghanistan verlassen habe, mag auf 
insoweit schwaches Erinnerungsvermögen zurückzuführen sein. Später gab er jedoch bei dieser Einvernahme an, 
die Familie der Nachbarn habe die Gesetzlosigkeit und Unruhe ausgenützt, die nach dem Sturz der Taliban 
geherrscht hätten, und die Familie des Beschwerdeführers erschossen. ("Als die Taliban besiegt wurden und eine 
neue Regierung entstand, herrschte überall Gesetzlosigkeit und Unruhe. Diese Familie hat dann diese Zeit 
genützt und hat meine gesamte Familie an einem Tag getötet [erschossen].") Auch bei der ergänzenden 
Einvernahme gab er an, seine Familie sei getötet worden, als die Mujaheddin wieder an der Macht gewesen 
seien, somit nach dem Sturz der Taliban. Vor dem Asylgerichtshof führte er dagegen aus, er sei zum Zeitpunkt 
des Sturzes der Taliban nicht mehr in XXXX gewesen. Erst später gab er an, er könne sich nicht genau erinnern, 
glaube aber, dass es, als er XXXX verlassen habe, dort noch Krieg gegeben habe. Nach den Ausführungen des 
Sachverständigen während der ergänzenden Einvernahme war XXXX Ende Oktober noch zur Gänze in der 
Hand der Taliban. 
 

Vor allem aber steht den Angaben des Beschwerdeführers das schriftliche Gutachten des Sachverständigen 
entgegen, der in Afghanistan Nachforschungen unternommen hat, um die Verfolgungsbehauptungen zu 
überprüfen. Der Beschwerdeführer hatte die Namen seines Vaters und von dessen Bruder und die Adresse des 
Fellgeschäftes angegeben, das sein Vater betrieben habe, sowie jene der Schule, in welcher der Vater in der 
kommunistischen Zeit gearbeitet habe. Bei den Nachforschungen ergab sich, dass in XXXX niemand die Namen 
des Beschwerdeführers, seines Vaters oder seines Onkels kennt, der ihm zur Ausreise verholfen haben soll. Der 
Sachverständige hatte diesbezüglich mehrere Tage im Juli 2008 persönlich mit seinen Kontaktleuten in XXXX 
nachgeforscht, und zwar an den Orten, die der Beschwerdeführer angegeben hatte. Er fand einen Lehrer, der von 
1984 bis 2003 Stellvertretender Direktor in der Schule in der Nähe der Tajikan-Moschee gewesen war, und 
befragte ihn über den Vater des Beschwerdeführers. Er konnte sich an einen Lehrer in dieser Schule mit dem 
Namen XXXX - den der Beschwerdeführer als den seines Vaters angegeben hatte - nicht erinnern. Er wohnt in 
XXXX, dem Stadtteil von XXXX, aus dem nach den Angaben des Beschwerdeführers er selbst stammt und in 
dem sein Vater zumindest gewohnt hatte. Der erwähnte Lehrer hatte auch in der Zentrale des 
Unterrichtspräsidiums in XXXX gearbeitet und kennt sich daher im Bildungssystem und bei dessen Personal 
aus; es ist somit anzunehmen, dass ihm der Name des Vaters des Beschwerdeführers bekannt wäre, wenn dieser 
tatsächlich als Lehrer in XXXX gearbeitet hätte. 
 

In XXXX wurden verschiedene Einwohner nach dem Vater, dem Onkel und dem Bruder des Beschwerdeführers 
befragt. Niemand konnte sich an eine Person namens XXXX erinnern, die dort gewohnt hätte. In Westen von 
XXXX (dem Zentrum der Stadt XXXX) in der Straße, wo sich Fellverarbeitungsgeschäfte befinden und nördlich 
der Stadt XXXX liegen, wurde nach dem Onkel des Beschwerdeführers und nach seinem Vater gefragt. 
Niemand von den Geschäftsleuten konnte sich an die Namen XXXX und XXXX (den Namen, den der 
Beschwerdeführer als jenen seines Onkels angegeben hatte) erinnern. Niemand in den Öl- und Fellverkaufs- und 
-verarbeitungsgeschäften in XXXX hatte den angeblichen Vater oder den angeblichen Onkel des 
Beschwerdeführers gekannt. 
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Zu den Ortsangaben, die der Beschwerdeführer gemacht hatte, führte der Sachverständige aus, sie stimmten mit 
der Wirklichkeit der Stadt XXXX überein. Die Schule, in welcher der Vater des Beschwerdeführers unterrichtet 
haben soll, existiere, aber nicht am angegebenen Ort. 
 

Die Angaben des Beschwerdeführers, dass er keine Schule besucht habe, bezeichnete der Sachverständige als 
nicht nachvollziehbar ("authentisch"), wenn sein Vater tatsächlich Lehrer und Mitarbeiter der VDPA gewesen 
wäre. In Mazar-e Sharif seien während des Bürgerkrieges die Schulen offen gewesen. Außerdem hätten 
erfahrungsgemäß Lehrer ihre Kinder während des Bürgerkrieges selbst unterrichtet und in die Moscheeschule 
geschickt, die in jedem Dorf existiere. Auch die Angaben des Beschwerdeführers, dass er den Namen des 
Nachbarn, der ihn verfolge, nicht kenne, seien nicht nachvollziehbar ("authentisch"). Verfeindete Familien 
kennten einander gut, der Name eines Familienoberhauptes sei auch den Kindern seiner Feinde bekannt. 
Außerdem hätte der Feind den Beschwerdeführer und seinen Vater unter den Taliban ohne weiteres verfolgen 
können, weil die Opfer der Kommunisten sich damals an die Taliban wenden und ihre Feinde bei ihnen hätten 
anzeigen können. 
 

Die Vertreterin des Beschwerdeführers in der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof brachte dazu vor, daraus, 
dass der Beschwerdeführer in XXXX nicht bekannt sei, könne nicht automatisch der Schluss gezogen werden, 
dass seine Angaben nicht der Wahrheit entsprächen. Alle seine Ortsangaben stimmten nach dem Gutachten des 
Sachverständigen "mit der Wirklichkeit der Stadt XXXX überein", daher sei davon auszugehen, dass der 
Beschwerdeführer in XXXX aufgewachsen sei. Er verfüge über keine schulische Ausbildung und sei 
minderjährig aus Afghanistan ausgereist, deshalb sei bei der Beurteilung seiner Aussagen und von 
Widersprüchen nicht derselbe Maßstab heranzuziehen wie bei einem Erwachsenen. Dieser Einwand ist nicht 
geeignet, die Glaubwürdigkeit des Beschwerdeführers zu begründen. Selbst wenn er aus XXXX stammt, belegt 
dies nicht, dass sein Vater bezichtigt worden wäre, am Verschwinden eines Mujahid die Schuld zu tragen, oder 
dass die Familienangehörigen von der Familie dieses Mujahid getötet worden wären. Daran können auch die 
mangelnde Schulbildung und das jugendliche Alter des Beschwerdeführers bei seiner Ausreise aus Afghanistan 
nichts ändern. 
 

2.2.2.3. Die Feststellung, dass dem Beschwerdeführer große Schwierigkeiten drohen, sollte er gemeinsam mit 
seiner europäischen Ehefrau nach Afghanistan zurückkehren, stützt sich auf das schriftliche Gutachten des 
Sachverständigen, der ua. ausführte, die (ausländischen) Mitarbeiterinnen von Nicht-Regierungsorganisationen 
in Afghanistan zeigten sich kaum in der Öffentlichkeit, um nicht aufzufallen. Frauen ohne Burka seien in der 
Öffentlichkeit nicht gern gesehen und von Übergriffen betroffen, überdies seien Ausländer von Entführungen 
bedroht, wenn sie alleine in der Öffentlichkeit erwischt würden. Die afghanische Gesellschaft sei im Laufe des 
Krieges sehr konservativ geworden, Nicht-Musliminnen und Europäerinnen als Ehefrauen von Afghanen seien 
in den Familien nicht gerne gesehen. Besonders die europäischen Frauen würden von den Familienmitgliedern 
ihrer Ehemänner gezwungen, zu Hause zu bleiben. In der Verhandlung vor dem Asylgerichtshof ergänzte der 
Sachverständige das Gutachten dahin, die Situation außerhalb Kabuls habe sich für europäische Frauen, die mit 
Afghanen verheiratet seien, seit 2005 noch verschlechtert. Wenn der Beschwerdeführer mit seiner Ehefrau in 
XXXX leben wolle, sei er mit enormen Schwierigkeiten wegen seiner Frau konfrontiert. Es bestehe wegen der 
schwierigen Sicherheitssituation die Gefahr, dass die Frau, weil sie eine attraktive Europäerin sei, in ihrem Haus 
in XXXX überfallen werde, und zwar nicht von Taliban, sondern von Mujaheddin. Überdies dürfe sie das Haus 
nicht verlassen. Würde sie dies tun wollen, dann werde ihr Mann von der Gesellschaft, aber auch von den 
Taliban zur Verantwortung gezogen, damit er sie in ihrer Bewegungsfreiheit einschränke. Daran ändere es 
nichts, dass sie Muslimin sei. Auch die übrigen Feststellungen zu der Situation, in der sich der Beschwerdeführer 
und seine Frau in XXXX befinden würden, sollten sie sich dort gemeinsam niederlassen, stützen sich auf das 
Gutachten des Sachverständigen und die mündlichen Ergänzungen. 
 

Die Feststellung, dass dem Beschwerdeführer keine Schwierigkeiten drohen, wenn er ohne seine Ehefrau nach 
Afghanistan zurückkehrt, stützt sich ebenfalls auf das mündlich erstattete Gutachten des Sachverständigen, der 
ausführte, wenn der Beschwerdeführer alleine nach Afghanistan gehe und seine Frau in Österreich bliebe, 
geschehe ihm wegen seiner Ehe mit einer Europäerin nichts, weil Tausende Afghanen mit Europäerinnen 
verheiratet seien, die im Ausland lebten; diese Afghanen führen gelegentlich hin und her. Dem Sachverständigen 
war nichts bekannt geworden, dass jemand wegen seiner Ehe mit einer Europäerin verfolgt werde. 
 

2.2.2.4. Der Sachverständige ist in Afghanistan geboren und aufgewachsen, er hat in Kabul das Gymnasium 
absolviert, in Wien Politikwissenschaft studiert und war in den neunziger Jahren an mehreren Aktivitäten der 
Vereinten Nationen zur Befriedung Afghanistans beteiligt. Er hat Werke über die politische Lage in Afghanistan 
verfasst und verfügt dort über zahlreiche Kontakte, ist mit den dortigen Gegebenheiten vertraut und recherchiert 
dort selbst - auch für den unabhängigen Bundesasylsenat und für den Asylgerichtshof - immer wieder (zuletzt im 
Mai 2009). Darüber hinaus hält er an der Universität Wien Lehrveranstaltungen ab, die sich mit Afghanistan 
beschäftigen. Auf Grund seiner Sachkenntnis wurde er bereits in vielen Verfahren als Gutachter herangezogen; 
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er hat im Auftrag vieler Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates und des Asylgerichtshofes zahlreiche 
nachvollziehbare und schlüssige Gutachten zur aktuellen Lage in Afghanistan erstattet. 
 

2.3. Rechtlich folgt daraus: 
 

2.3.1.1. Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 4 erster Satz B-VG sind Verfahren, die am 1. Juli 2008 beim unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängig waren, vom Asylgerichtshof weiterzuführen. Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 5 B-VG gilt 
das beim Verwaltungsgerichtshof anhängige Verfahren wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch den 
unabhängigen Bundesasylsenat mit Ablauf des 30.6.2008 als eingestellt; das Verfahren, auf das sich die 
Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht bezieht, ist vom Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

Gemäß § 75 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (Art. 2 BG BGBl. I 100/2005, in der Folge: AsylG 2005) idF Art. I Z 19 
BG BGBl. I 29/2009 sind "[A]lle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren [...] nach den Bestimmungen 
des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende zu führen, dass in Verfahren, die nach dem 31. März 2009 
beim Bundesasylamt anhängig sind oder werden, § 10 in der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 mit der Maßgabe 
anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder 
eine Zurückweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt." 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 AsylG 1997 (in der Folge: AsylG) idF der AsylGNov. 2003 sind Verfahren über 
Asylanträge, die bis zum 30.4.2004 gestellt worden sind, nach den Bestimmungen des AsylG idF BG BGBl. I 
126/2002 zu führen. Auf solche Verfahren ist jedoch gemäß § 44 Abs. 3 AsylG idF der AsylGNov. 2003 ua. § 8 
AsylG idF der AsylGNov. 2003 anzuwenden. 
 

Der Beschwerdeführer hat seinen Asylantrag vor dem 1.5.2004 gestellt; das Verfahren war am 31.12.2005 
anhängig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach dem AsylG idF BG BGBl. I 126/2002 zu führen. § 8 AsylG 
ist jedoch in der Fassung der AsylGNov. 2003 anzuwenden. Den Abspruch über die Non-Refoulement-Prüfung 
hat das Bundesasylamt - da es seinen Bescheid noch vor dem 1.5.2004 erlassen hat - auf § 8 AsylG idF vor der 
AsylGNov. 2003 gestützt; gemäß § 44 Abs. 3 AsylG ist nunmehr der Abspruch über den subsidiären Schutz auf 
§ 8 Abs. 1 AsylG idF der AsylGNov. 2003 zu stützen, der mit § 8 AsylG idF BG BGBl. I 126/2002 wortgleich 
ist. Da das Verfahren im Zeitraum ab dem 1.4.2009 nicht beim Bundesasylamt anhängig war, ist § 10 AsylG 
2005 nicht anzuwenden. 
 

Das Verfahren war am 1.7.2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängig, es ist daher vom 
Asylgerichtshof weiterzuführen. 
 

2.3.1.2. Gemäß § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge: 

AsylGHG, Art. 1 Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz BGBl. I 4/2008 [in der Folge: AsylGH-EinrichtungsG]) 
idF der DienstRNov. 2008 BGBl. I 147 ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsätzlich das AVG 
mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" 
tritt. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht 
als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, im 
Spruch und in der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu setzen und 
demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Die Zuständigkeit des Asylgerichtshofes stützt sich auf Art. 151 Abs. 39 Z 4 erster Satz B-VG und auf § 38 
AsylG. § 38 AsylG spricht zwar vom "unabhängigen Bundesasylsenat" und ist durch das AsylGH-EinrichtungsG 
nicht geändert worden; auch die Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 ergeben insoweit nichts. Da jedoch 
gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 1 B-VG der unabhängige Bundesasylsenat am 1. Juli 2008 zum Asylgerichtshof 
geworden ist und dieses Gericht gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 4 B-VG die am 1. Juli 2008 beim unabhängigen 
Bundesasylsenat anhängigen Verfahren weiterzuführen hat, ist davon auszugehen, dass sich § 38 AsylG 
nunmehr auf den Asylgerichtshof bezieht. Ebenso ist davon auszugehen, dass sich jene Bestimmungen des 
AsylG, die von "Berufungen" sprechen, nunmehr auf Beschwerden beziehen. 
 

2.3.1.3. Der Beschwerdeführer hat am 21.11.2001 einen Asylantrag gestellt, ebenso am 6.11.2003. Am 2.2.2004 
wurde er vom Einvernahmeleiter des Bundesasylamtes dahin belehrt, dass zwei Asylanträge offen seien; er zog 
daraufhin seinen "Antrag" vom 6.11.2003 zurück und erklärte, er wolle, dass der Antrag vom 21.11.2001 
bearbeitet werde (so. Pt. 1.1). Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes war der zweite Antrag als 
Ergänzung im Verfahren über den ersten zu werten (VwGH 16.9.1999, 99/20/0310; 24.2.2000, 98/20/0590; 
12.4.2005, 2004/01/0491); es war daher auch nach der Stellung des zweiten "Antrags" nur ein Verfahren 
anhängig, und zwar jenes über den Antrag vom 21.11.2001. Die Belehrung durch den Einvernahmeleiter, dass 
zwei Asylanträge offen seien, war daher objektiv falsch. Wenn der Beschwerdeführer den zweiten Antrag 
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"zurückzog", so änderte sich somit im Ergebnis an der verfahrensrechtlichen Situation nichts, da dieser "Antrag" 
gar nicht wirksam als Antrag gestellt worden war. 
 

2.3.2.1. Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass 
ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht und keiner der in Art. 1 
Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) ist, wer sich "aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren." 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011; 17.3.2009, 2007/19/0459; 
28.5.2009, 2008/19/1031). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation 
tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus 
Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771; 17.3.2009, 2007/19/0459; 
28.5.2009, 2008/19/1031; 6.11.2009, 2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von 
erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität 
liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des 
Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr 
ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte 
Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011; 
28.5.2009, 2008/19/1031). Für eine "wohlbegründete Furcht vor Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass 
bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr bereits dann anzunehmen, wenn solche 
Handlungen zu befürchten sind (VwGH 26.2.1997, 95/01/0454; 9.4.1997, 95/01/0555), denn die 
Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. 
VwGH 18.4.1996, 95/20/0239; vgl. auch VwGH 16.2.2000, 99/01/0397), sondern erfordert eine Prognose. 
Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. dazu VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). Die 
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt 
(VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, 
dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid (bzw. 
das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH 
9.3.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 
 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar 
ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. 
zB VwGH 24.3.1999, 98/01/0352 mwN; 15.3.2001, 99/20/0036; 15.3.2001, 99/20/0134). Damit ist nicht das 
Erfordernis einer landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante 
Verfolgungsgefahr für den Betroffenen - mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des 
Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482 A/2004). Das 
Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer "internen Flucht- oder Schutzalternative" (VwSlg. 16.482 A/2004) 
innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch 
wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen 
(VwGH 8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001, 2000/20/0539; vgl. VwGH 17.3.2009, 2007/19/0459). 
 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.3.1995, 95/19/0041; 
27.6.1995, 94/20/0836; 23.7.1999, 99/20/0208; 21.9.2000, 99/20/0373; 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 12.9.2002, 
99/20/0505; 17.9.2003, 2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann 
relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch 
dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu 
unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - würden sie von staatlichen 
Organen gesetzt - asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 
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Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der 
Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN). 
 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat 
nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 
2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). Für die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt 
besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit zur 
Voraussetzung hat, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es 
darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Gründen) verfolgt wird, trotz 
staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensität erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 im Anschluss an 
Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; weiters VwGH 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 
20.9.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). 
Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben 
Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht 
ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass 
der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.2.2002, 
99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 
Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256; 
13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). 
 

2.3.2.2. Der Beschwerdeführer behauptet zweierlei Fluchtgründe, nämlich zum Einen die Gefährdung wegen 
einer Fehde zwischen seiner Familie und einer anderen Familie, die seinem Vater vorwerfe, am Verschwinden 
eines ihrer Mitglieder die Schuld zu tragen, und zum Anderen seine Gefährdung als Folge seiner Ehe mit einer 
europäischen Frau. 
 

2.3.2.2.1. Dass der Beschwerdeführer von einer anderen Familie in Afghanistan verfolgt werde, hat er nicht 
glaubhaft machen können. Insoweit liegt daher die Vorraussetzung für die Gewährung von Asyl nicht vor, 
nämlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung aus einem der in der GFK genannten Gründe. 
 

2.3.2.2.2.1. Was den zweiten Punkt betrifft, so hat der erkennende Senat keinen Zweifel, dass die Behandlung, 
die der Beschwerdeführer in Afghanistan zu befürchten hätte, würde er mit seiner europäischen Frau dorthin 
zurückkehren, von ihrer Intensität her Verfolgung iSd GFK wäre. Der Druck der Umwelt, wie er in den 
Feststellungen (so. Pt. 2.1.2.3) geschildert worden ist und der bis zu schweren Gewalttaten gegen den 
Beschwerdeführer (ja zu seiner - wenn auch nicht beabsichtigten - Tötung) führen könnte, ist als Verfolgung zu 
qualifizieren. Zu fragen ist, ob der Gerichtshof bei der Prüfung, ob der Beschwerdeführer Verfolgung zu 
befürchten hat, von einem Szenario ausgehen muss, in dem der Beschwerdeführer seine Ehefrau "mitnimmt", 
oder nicht, von welcher Annahme also die erforderliche Prognose auszugehen hat. Dass der Beschwerdeführer, 
würde seine Ehefrau in Österreich bleiben, keiner Verfolgung ausgesetzt wäre, ergibt sich aus den Feststellungen 
(vgl. oben Pt. 2.1.2.3 am Schluss). 
 

Der Asylgerichtshof hegt auch keinen Zweifel daran, dass die Umstände, unter denen die Ehefrau des 
Beschwerdeführers leben müsste, sollte sie sich mit ihm in Afghanistan niederlassen, dem entspricht, was, wäre 
sie Afghanin, als Verfolgung iSd GFK zu werten wäre. Für "einheimische" Afghaninnen entspricht dies der 
Einschätzung, wie sie in der überwiegenden Rechtsprechung des Asylgerichtshofes (und zuvor des 
unabhängigen Bundesasylsenates) zum Ausdruck gebracht worden ist (zB AsylGH 19.12.2008, C6 267.439-
0/2008; 30.1.2009, C9 315.078-1/2008; 30.3.2009, C6 410.106-1/2008/5E; 29.4.2009, C6 226.306-2/2008/5E; 
28.5.2009, C5 229.525-3/2008/8E; 28.5.2009, C5 306.755-1/2008/10E; 29.6.2009, C6 309.428-1/2008/8E; 
22.10.2009, C6 318.472-1/2008/19E). Bei der Frau des Beschwerdeführers kommt dazu, dass sie als Europäerin 
- wenngleich Muslimin -, die sich den afghanischen Bräuchen nicht unterwerfen würde, zusätzlichen Schikanen 
ausgesetzt wäre, wie dies aus den Feststellungen hervorgeht (vgl. auch UBAS 10.11.1999, 203.029/0-II/28/98; 
10.4.2007, 220.097/0/19E-I/03/00). 
 

2.3.2.2.2.2.1. Der erkennende Senat wendet sich zunächst - und zwar, wie zu betonen ist, losgelöst vom 
vorliegenden Fall - der Frage zu, ob die Zerstörung der Familieneinheit (und somit ein Eingriff in das durch Art. 
8 der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten [in der Folge: MRK] 
geschützte Recht) durch Verfolgung eines Menschen (und zwar eines Staatsangehörigen des Verfolgerstaates; 
schon dadurch unterscheidet sich dieser hypothetische Fall vom Beschwerdefall) ohne Weiteres und für sich 
genommen auch Verfolgung seiner engsten Familienangehörigen bedeutet. Zu denken ist dabei etwa daran, dass 
jemand (aus Konventionsgründen) im Gefängnis angehalten und damit von seiner Familie getrennt oder dass er 
durch Verfolgungshandlungen zur Flucht ins Ausland getrieben wird. Es ist denkbar, dass in derartigen 
Konstellationen Umstände hinzutreten, die jedenfalls zur Annahme von Verfolgung iSd GFK führen müssen: 
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etwa wenn den verbliebenen Familienangehörigen dieselbe Gesinnung wie dem ursprünglich Verfolgten 
unterstellt wird, auf Grund deren er selbst verfolgt worden ist, oder aber wenn sie allein auf Grund ihrer 
Angehörigeneigenschaft verfolgt werden oder schließlich, wenn auf Grund des Fehlens des verfolgten 
Familienangehörigen gesellschaftliche Diskriminierung (etwa gegenüber alleinstehenden Frauen) Platz greift, 
die uU in ihrer Intensität Verfolgung iSd GFK bedeutet. Auf all diese Umstände soll es aber nicht ankommen. 
Die Kernfrage lautet in diesem Zusammenhang vielmehr: Liegt auch dann Verfolgung vor, wenn keine 
derartigen Umstände hinzutreten, wenn die Familienangehörigen des eigentlich Verfolgten also gleichsam völlig 
"ungeschoren" bleiben? 
 

2.3.2.2.2.2.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat diese Frage verneint. 

So heißt es im Erkenntnis 17.9.1986, 85/01/0150: 
 

"Die Ansicht der Beschwerdeführerin, wonach die Tatsache, dass sie mit ihrem Lebensgefährten, der wegen 
seiner politischen Gesinnung und Betätigung verfolgt würde, zusammenlebe, und sich ihre Furcht vor 
Verfolgung daher nicht auf ihre eigene Person, sondern auf die ihres Lebensgefährten beziehe, für die 
Feststellung ihrer Flüchtlingseigenschaft genüge, ist durch die Genfer Konvention nicht gedeckt. Aus dem 
Wortlaut des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Flüchtlingskonvention geht eindeutig hervor, dass sich die Gründe für 
die Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft einer Person auf diese Person beziehen müssen, die die Feststellung 
der Flüchtlingseigenschaft begehrt; im vorliegenden Fall also auf die Person der Beschwerdeführerin." 
 

Im Erkenntnis 23.3.1988, 87/01/0319, heißt es: 
 

"Der Grundsatz der Familieneinheit (die Asylwerberin meint, dass die von ihrem Ehemann angeführten Gründe 
auch für sie gelten müssten) ist weder im AsylG noch in der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
enthalten. Für die Anerkennung als Konventionsflüchtling kommt es nur darauf an, ob konkrete 
Verfolgungshandlungen gegen den einzelnen Asylwerber gesetzt worden sind. [...] 
 

Nach dem Asylgesetz und der Genfer Konvention kommt es darauf an, ob Verfolgungshandlungen gegen den 
einzelnen Asylwerber vorliegen oder nicht. Bei einem gemeinsamen einreisenden Ehepaar ist es daher durchaus 
möglich, dass nur ein Ehepartner Asylrecht hat, der Antrag des andern hingegen erfolglos bleibt." 
 

Dies wird auch im Erkenntnis 4.10.1989, 89/01/0282, festgehalten. Im Erkenntnis 24.3.1999, 98/01/0513, heißt 
es ebenfalls: "Die Verfolgung von Familienangehörigen als ausschließlicher Fluchtgrund reicht nicht zur 
Anerkennung als Flüchtling, ist aber im Zuge der Gesamtschau als Indiz für eine dem Asylwerber drohende 
individuelle konkrete Verfolgung von Bedeutung [...]." 
 

Ausführlicher wandte sich der Verwaltungsgerichtshof dem Problemkreis - unter dem Gesichtspunkt des 
Instituts der Asylerstreckung iSd AsylG 1997 in der Stammfassung - im Erkenntnis 12.6.2003, 99/20/0426, zu, 
wo er darlegte: 
 

"3.1. Die Flüchtlingskonvention als in der Regel wesentlicher Maßstab für die Auslegung des Asylgesetzes (vgl. 
etwa Rohrböck, Das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (1999) Rz 62 und 1180 ff) enthält keine 
allgemeinen Vorschriften über den Status der Familienangehörigen eines Flüchtlings. Bei der Ausarbeitung der 
Konvention wurde hinsichtlich bestimmter Einzelheiten auf den Schutz der Familie Bedacht genommen, der 
Grundsatz der Familieneinheit als solcher wurde aber nur - in teilweiser Anlehnung an die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte - in einer Empfehlung der Bevollmächtigtenkonferenz betont. Schon das Ad-Hoc-Komitee 
hatte allerdings den Standpunkt vertreten, die Mitglieder der unmittelbaren Familie (¿immediate family') eines 
Flüchtlings sollten in der Regel als Flüchtlinge betrachtet werden. In der Beratung der Empfehlung der 
Bevollmächtigtenkonferenz wurde dies als Ausdruck einer - nach Ansicht des Ad-Hoc-Komitees gegebenen - 
Verpflichtung gedeutet (vgl. zu diesen Vorgängen das für die Global Consultations 2001 erstellte UNHCR-
Arbeitspapier von Jastram/Newland, Family Unity and Refugee Protection, 8; Grahl-Madsen, The Status of 
Refugees in International Law I (1966) 413 f). 
 

Grahl-Madsen vertrat unter Berufung auf die Staatenpraxis der folgenden eineinhalb Jahrzehnte die Auffassung, 
es bestehe eine gewohnheitsrechtliche Regel (¿a customarily established rule, of legal character'), wonach den 
Mitgliedern der ¿immediate family' eines Flüchtlings der Flüchtlingsstatus zuzuerkennen sei. Die Entscheidung 
im Fall Gutierrez, auf die er in Bezug auf die Annahme rechtlicher Verbindlichkeit vor allem hinwies, betraf die 
betagte Mutter eines Flüchtlings (aaO 416). Um hilfsbedürftige Elternteile von Flüchtlingen ging es auch in drei 
weiteren der von Grahl-Madsen referierten Fälle (aaO 420). Das Prinzip der Familieneinheit, so Grahl-Madsen 
allgemein, sei nach der vorliegenden Judikatur auf den Ehegatten sowie auf die Deszendenten und Aszendenten 
des Flüchtlings anzuwenden und scheine analog auch auf die Aszendenten und Deszendenten des Ehegatten 
sowie auf Adoptiv- und Pflegekinder des Flüchtlings übertragbar zu sein (aaO 420 f, mit Einzelheiten 
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hinsichtlich des erforderlichen Zusammenlebens; zur Anerkennung als Flüchtling durch Anwendung des 
Prinzips der Familieneinheit auch aaO 430 f). 
 

Im UNHCR-Handbuch über Verfahren und Kriterien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft (1979) wurde 
ausgeführt, die Empfehlung in der Schlussakte von 1951 werde von den meisten Staaten befolgt, auch wenn sie 
gar nicht Vertragsstaaten seien (aaO, Abs. 183). Normalerweise werde dem Angehörigen die Rechtsstellung als 
Flüchtling gewährt (Abs. 184). Bei der Frage, welche Familienmitglieder in den Genuss des Grundsatzes der 
Einheit der Familie kommen sollten, sei ¿die Mindestforderung die, dass der Ehegatte und die minderjährigen 
Kinder davon erfasst werden. In der Praxis werden normalerweise auch andere Personen berücksichtigt, wenn 
sie im selben Haushalt leben, z.B. die alten Eltern eines Flüchtlings' (Abs. 185). 
 

Demgegenüber vertrat die deutsche Rechtsprechung, auf die sich Grahl-Madsen u.a. bezogen hatte, in Abkehr 
von der früheren Judikatur ab 1982 die Ansicht, weder das deutsche Grundgesetz noch die 
Flüchtlingskonvention erforderten die Anerkennung nicht verfolgter Familienmitglieder als Flüchtlinge 
(BverwGE 65, 244; ähnlich das Bundesverfassungsgericht in NVwZ 1985, 260, und die Folgejudikatur; vgl. 
Gemeinschaftskommentar zum deutschen Asylverfahrensgesetz, Rz 12 zu § 26 dAsylVfG). Vergleichbare 
Ansichten äußerte - in Bezug auf die Flüchtlingskonvention und das Asylgesetz 1968 - in der Folge auch der 
Verwaltungsgerichtshof (vgl. die hg. Erkenntnisse vom 17. September 1986, Zl. 85/01/0150, vom 23. März 
1988, Zlen. 87/01/0319, 0320, und vom 4. Oktober 1989, Zl. 89/01/0282). 
 

3.2. In der Regierungsvorlage zum Asylgesetz 1991, in dessen § 4 der österreichische Gesetzgeber die Frage 
erstmals ausdrücklich regelte, wurde zur Begründung für die Einführung einer Ausdehnung von Asyl primär auf 
Art. 8 EMRK und darüber hinaus auf die Ergebnisse der UN-Konferenz von 1977 über den (nie verwirklichten) 
Entwurf einer Konvention über territoriales Asyl verwiesen. Dass die neu eingeführte Bestimmung nur eine 
Ausdehnung des Asyls auf minderjährige Kinder und Ehegatten ermöglichte, wurde in Bezug auf den 
Ausschluss eheähnlicher Lebensgemeinschaften mit dem Interesse an einer Übereinstimmung mit Art. 35 Abs. 2 
des Schengener Durchführungsübereinkommens begründet (270 BlgNR 18. GP 13 f; die zuletzt erwähnte 
Vertragsbestimmung bezieht allerdings die Eltern lediger Kinder unter achtzehn Jahren ein; ähnlich Art. 4 des 
Dubliner Übereinkommens und Art. 2 lit. i der Verordnung (EG) Nr. 343/2003). 
 

Der im Mai 1996 versendete Entwurf eines Fremdenrechtsänderungsgesetzes sah - unter näher genannten 
Voraussetzungen - die Einbeziehung ¿sonstiger Angehöriger' vor, um den Adressatenkreis der Regelung mit 
demjenigen des Art. 8 EMRK in Übereinstimmung zu bringen. Von dieser Absicht wurde in dem im März 1997 
versendeten Entwurf einer Asylgesetznovelle wieder Abstand genommen. Nach diesem Entwurf sollte sich der 
Adressatenkreis im Verhältnis zum Asylgesetz 1991 überhaupt nicht ändern (vgl. zu beiden Entwürfen das hg. 
Erkenntnis vom 12. Dezember 2002, Zl. 2000/20/0078). 
 

Die Regierungsvorlage zu § 10 des geltenden Asylgesetzes, mit dem der Adressatenkreis der neu gestalteten 
Regelung über die Asylerstreckung auf die ¿Eltern eines Minderjährigen' ausgedehnt wurde, wies nur darauf hin, 
dass dies gegenüber dem Asylgesetz 1991 neu sei. Allgemein wurde nun aber zum Rechtsinstitut der 
Asylerstreckung - anders als in den Erläuterungen zum Asylgesetz 1991 und zu den Ministerialentwürfen vom 
Mai 1996 und März 1997 - auf Beschlüsse des Exekutiv-Komitees für das Programm des UNHCR hingewiesen. 
Dabei wurde u.a. aus dem Beschluss Nr. 15 (XXX) zitiert, die Staaten sollten ¿zumindest' den Ehegatten und 
minderjährigen ¿oder abhängigen' Kindern des Flüchtlings ¿die Aufnahme in ihr Land erleichtern' (686 BlgNR 
20. GP 21). 
 

4. Diese Entstehungsgeschichte der derzeitigen Regelung lässt sich dahingehend zusammenfassen, dass sich der 
Gesetzgeber in Bezug auf den erfassten Personenkreis - in bewusstem Gegensatz zu einer Regelung, die eine 
Übereinstimmung mit dem Personenkreis des Art. 8 EMRK herbeigeführt hätte - auf die im UNHCR-Handbuch 
erwähnte ¿Mindestforderung' beschränkt und eine Erweiterung nur insofern vorgenommen hat, als sie in etwas 
anderen Zusammenhängen im Schengener Durchführungsübereinkommen und im Dubliner Übereinkommen 
vorgezeichnet war, nämlich hinsichtlich der Eltern minderjähriger Kinder. 
 

4.1. Damit scheidet - trotz des einleitenden Hinweises in den Erläuterungen zur erstmaligen Regelung im 
Asylgesetz 1991 - zunächst Art. 8 EMRK als Maßstab für allfällige Planwidrigkeiten der derzeitigen Regelung 
aus. Die Nichtübereinstimmung des erfassten Personenkreises mit demjenigen des Art. 8 EMRK erweckt auch 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken im Hinblick auf das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens. Die Zulässigkeit eines allfälligen Eingriffes in das Familienleben der 
Beschwerdeführerin als nicht in § 10 Abs. 2 AsylG angeführter Person ist nämlich ohnehin im Rahmen eines 
Verfahrens zur Setzung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf Grundlage des § 37 FrG zu prüfen (vgl. etwa 
Feßl/Holzschuster, Asylgesetz 1997, 230). 
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4.2. Allerdings eröffnet sich in Bezug auf ¿abhängige', aber im Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr 
minderjährige Kinder ein Widerspruch zwischen dem Gesetzeswortlaut und der Einbeziehung solcher Kinder 
sowohl in den in der Regierungsvorlage zum Asylgesetz 1991 erwähnten Ergebnissen der UN-Konferenz von 
1977 (vgl. deren Darstellung in 270 BlgNR 18. GP 14) als auch in dem in der Regierungsvorlage zum geltenden 
Gesetz erwähnten Beschluss Nr. 15 (XXX) des Exekutiv-Komitees (vgl. insoweit schon das oben zitierte 
Erkenntnis eines verstärkten Senates vom 23. Jänner 2003). Ob dem Gesetzgeber zu unterstellen ist, er habe das 
in dem zuletzt erwähnten Beschluss ¿zumindest' Geforderte nicht erreichen wollen, kann im vorliegenden Fall 
aber dahinstehen. Wollte man hypothetisch davon ausgehen, die Regelung weise in Bezug auf (allenfalls nur: in 
altersuntypischem Maße) abhängige, bereits volljährige Kinder eine durch Analogie zu schließende Lücke auf, 
so könnte dies nach dem System des Gesetzes zwar bedeuten, dass nicht nur Erstreckungsanträge solcher Kinder, 
sondern umgekehrt - für den Fall, dass Letzteren gemäß § 7 AsylG Asyl gewährt wird - auch solche ihrer Eltern 
zulässig wären. Für die Erstreckung der Asylgewährung nicht von abhängigen Kindern auf betreuende 
Elternteile, sondern von einem ¿unabhängigen' Kind auf einen hilfsbedürftigen Elternteil böte sich im Gesetz 
und in den Zielvorstellungen, auf die in den Gesetzesmaterialien verwiesen wird, aber - abgesehen von Art. 8 
EMRK - auch dann kein direkter oder indirekter Anhaltspunkt. 
 

4.3. Dass damit der von Grahl-Madsen und im UNHCR-Handbuch als damalige Staatenpraxis beschriebene 
Standard in Bezug auf die verfahrensgegenständliche Frage der Erstreckung des Flüchtlingsstatus auf 
altersbedingt abhängige Elternteile nicht erreicht wird, ist aus der Sicht des österreichischen Gesetzgebers schon 
mit Rücksicht auf die erwähnte Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes in den letzten Jahren vor dem 
Asylgesetz 1991 nicht als planwidrig zu erkennen (vgl. auch die Ausführungen von Steiner, Asylrecht '92 (1992) 
26, zur Rechtslage vor diesem Gesetz). [...]" 
 

In seinem Erkenntnis 22.12.2005, 2002/20/0514, bezog sich der Verwaltungsgerichtshof zunächst auf das soeben 
wiedergegebene Erkenntnis und führte, daran anknüpfend, aus: 
 

"3.1. [...] Zusammenfassend kam der Verwaltungsgerichtshof (in Punkt 4. der Entscheidungsgründe) zu dem 
Ergebnis, dass sich der Gesetzgeber in Bezug auf den in § 10 Abs. 2 AsylG erfassten Personenkreis - in 
bewusstem Gegensatz zu einer Regelung, die eine Übereinstimmung mit dem Personenkreis des Art. 8 EMRK 
herbeigeführt hätte - auf die im UNHCR-Handbuch erwähnte ¿Mindestforderung' beschränkt und eine 
Erweiterung nur insofern vorgenommen habe, als sie in etwas anderen Zusammenhängen im Schengener 
Durchführungsübereinkommen und im Dubliner Übereinkommen vorgezeichnet gewesen sei, nämlich 
hinsichtlich der Eltern minderjähriger Kinder. Damit scheide Art. 8 EMRK - trotz des einleitenden Hinweises in 
den Erläuterungen zu § 4 Asylgesetz 1991 - als Maßstab für allfällige Planwidrigkeiten des § 10 Abs. 2 AsylG 
aus. Das gilt [...] auch für die Heranziehung der genannten Konventionsbestimmung als Auslegungshilfe für den 
Wortlaut der erwähnten Regelung des AsylG, insoweit eine völlige Übereinstimmung demnach nicht die Absicht 
des Gesetzgebers gewesen sein muss. 
 

3.2.1. In § 4 Asylgesetz 1991, in dem der österreichische Gesetzgeber erstmals die Frage einer Asylgewährung 
an nicht verfolgte Familienmitglieder geregelt hatte, war vorgesehen, dass die Gewährung von Asyl - unter 
bestimmten Voraussetzungen - auf ¿die ehelichen und außerehelichen minderjährigen Kinder und den Ehegatten 
auszudehnen' ist. Dass die neu eingeführte Bestimmung nur eine Ausdehnung des Asyls auf minderjährige 
Kinder und Ehegatten ermöglichte, wurde in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage (270 BlgNR 18. GP 14) 
in Bezug auf den Ausschluss eheähnlicher Lebensgemeinschaften mit dem Interesse an einer Übereinstimmung 
mit Art. 35 Abs. 2 des Schengener Durchführungsübereinkommens begründet (die zuletzt erwähnte 
Vertragsbestimmung bezieht allerdings die Eltern lediger Kinder unter achtzehn Jahren ein). Da § 42 ABGB 
unter dem Begriff ¿Kinder' alle Verwandten in der absteigenden Linie verstehe, werde - so die Erläuterungen in 
diesem Zusammenhang noch - klargestellt, dass sich die Ausdehnung der Asylgewährung ¿nur auf die ehelichen 
und außerehelichen minderjährigen Kinder erstrecken soll'. 
 

3.2.2. Mit den eingangs zitierten §§ 10 und 11 AsylG wurde das Rechtsinstitut der ¿Asylerstreckung' eingeführt 
und der Adressatenkreis der neu gestalteten Regelung auf die ¿Eltern eines Minderjährigen' ausgedehnt. In der 
Regierungsvorlage (686 BlgNR 20. GP 21) wurde - anders als in den Erläuterungen zum Asylgesetz 1991 und zu 
den Ministerialentwürfen vom Mai 1996 und März 1997 - allgemein auf Beschlüsse des Exekutiv-Komitees für 
das Programm des UNHCR hingewiesen. Dabei wurde u.a. aus dem Beschluss Nr. 15 (XXX) zitiert, die Staaten 
sollten ¿zumindest' den Ehegatten und ¿minderjährigen oder abhängigen Kindern' des Flüchtlings ¿die 
Aufnahme in ihr Land erleichtern'." 
 

In den referierten Erkenntnissen aus den achtziger und neunziger Jahren - auf drei der vier berief sich der 
Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis 12.6.2003, 99/20/0426 - verneinte der Verwaltungsgerichtshof eindeutig, 
dass die Angehörigeneigenschaft allein bereits zur Anerkennung als Flüchtling führen müsste. Auch in den 
beiden zuletzt referierten Erkenntnissen (aus 2003 und 2005) spricht er ausdrücklich von "nicht verfolgten" 
Familienmitgliedern, denen die Flüchtlingseigenschaft somit nicht auf Grund ihrer eigenen Verfolgung, sondern 
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auf Grund ihrer Angehörigeneigenschaft (somit im Wege der Erstreckung) zukommen soll. Dem entspricht es, 
dass bei der Asylerstreckung nach §§ 10, 11 AsylG in der Stammfassung Verfolgungsgründe des 
Erstreckungswerbers gerade nicht zu prüfen waren. Der Gesichtspunkt für die Zuerkennung von Asyl durch 
Erstreckung war somit nicht die eigene Verfolgung des Erstreckungswerbers, sondern die (Wieder-)Herstellung 
der Familieneinheit mit dem tatsächlich Verfolgten. Gerade bei diesen Personen handelt es sich aber um die 
nächsten Familienangehörigen, die Mitglieder der "immediate family", von denen die vom 
Verwaltungsgerichtshof zitierten Quellen sprechen. Typischerweise wird sich die Zerstörung der Familieneinheit 
vor allem bei ihnen auswirken und nicht etwa bei entfernteren Verwandten, mit denen der tatsächlich Verfolgte 
kein gemeinsames Familienleben führt. 
 

In den meisten der vom Verwaltungsgerichtshof behandelten Fälle konnte es im Übrigen für das Ergebnis keine 
Rolle spielen, dass ohnedies Asyl durch Erstreckung zu gewähren gewesen wäre, somit die Frage nach der 
Verfolgung durch Zerstörung der Familieneinheit (und der Gewährung von Asyl auf dieser Grundlage) deshalb 
nicht hätte vertieft werden müssen: In einem der beiden zuletzt referierten Fälle (VwGH 12.6.2003, 99/20/0426) 
ging die damalige Beschwerdeführerin gerade "leer" aus, da der Kreis der Erstreckungsberechtigten eben enger 
gefasst war, in den drei Fällen aus den achtziger Jahren konnte auf das Institut der Erstreckung nicht 
zurückgegriffen werden, da das damals anzuwendende Asylgesetz (1968) BGBl. 126/1968 etwas Derartiges gar 
nicht kannte (die "Ausdehnung" des Asyls wurde erstmalig durch § 4 Asylgesetz 1991 BGBl 8/1992 eingeführt; 
vgl. Steiner, Österreichisches Asylrecht [1990] 33, sowie dens., Asylrecht '92 [1992] 25 - 28). 
 

Dazu kommt, dass die vom Verwaltungsgerichtshof zitierten Quellen immer von den Familienangehörigen eines 
Flüchtlings sprechen; Flüchtling ist eine Person aber erst dann, wenn sie den Verfolgerstaat verlassen hat 
(Putzer/Rohrböck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005 [2007] Rz. 94). So wäre 
etwa nicht davon auszugehen, dass der Ehefrau eines (inhaftierten) Verfolgten, der sich weiterhin im 
Verfolgerstaat aufhält, in einem Zufluchtsstaat Asyl als Verfolgter zu gewähren wäre; ebenso wenig wäre aber 
wohl auch anzunehmen, dass auf Grund der vom Verwaltungsgerichtshof zitierten Empfehlungen dem 
Familienangehörigen eines geflohenen Verfolgten, dem uU auch Asyl gewährt worden ist, in einem anderen 
Zufluchtsstaat Asyl zu gewähren wäre. 
 

2.3.2.2.2.2.3. Verfassungsrechtlich ist dieses Ergebnis, wie schon der Verwaltungsgerichtshof (VwGH 
12.6.2003, 99/20/0426) ausgeführt hat, nicht bedenklich, weil einer Verletzung des Art. 8 MRK auch durch 
andere Instrumente als durch die Anerkennung als Flüchtling vorgebeugt werden kann, im geltenden 
österreichischen Asylrecht etwa dadurch, dass der Angehörige eines Verfolgten, kommt er nicht auf Grund des § 
34 AsylG 2005 (bzw. des § 10 AsylG) in den Genuss der Flüchtlingsstellung, gemäß § 10 AsylG 2005 (bzw. § 8 
Abs. 2 AsylG) nicht ohne Weiteres ausgewiesen werden darf (vgl. auch VfSlg. 17.340/2004, Pt. III.3.10.1 der 
Entscheidungsgründe). Auch die Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht 
auf Familienzusammenführung, ABl. 2003 Nr. L 251/12 ff., geht offenbar nicht davon aus, dass 
Familienangehörige von Verfolgten eo ipso verfolgt sind, und verlangt nicht, dass ihnen Asylrecht gewährt oder 
ihre Flüchtlingseigenschaft festgestellt werde (vgl. dazu insgesamt Feßl/Holzschuster, Asylgesetz 2005. 
Kommentar [2006] 502). Schließlich ist noch auf das "Handbook on Procedures and Criteria for Determining 
Refugee Status under the 1951 Convention and the 1967 Protocol relating to the Status of Refugees" des 
Hochkommissärs der Vereinten Nationen für Flüchtlinge hinzuweisen, das in den beiden Erkenntnissen des 
Verwaltungsgerichtshofes 12.6.2003, 99/20/0426, und 22.12.2005, 2002/20/0514, erwähnt wird und das 
gleichfalls nicht davon ausgeht, mit der Angehörigeneigenschaft sei Verfolgung untrennbar verbunden, sondern 
das auf den Grundsatz der Familieneinheit abstellt (Z 182: 

"The Final Act of the Conference that adopted the 1951 Convention: 

'Recommends Governments to take the necessary measures for the protection of the refugee's family, especially 
with a view to: (1) Ensuring that the unity of the refugee's family is maintained particularly in cases where the 
head of the family has fulfilled the necessary conditions for admission to a particular country. (2) The protection 
of refugees who are minors, in particular unaccompanied children and girls, with special reference to 
guardianship and adoption.'"; Z 183: "The 1951 Convention does not incorporate the principle of family unity in 
the definition of the term refugee. The above-mentioned Recommendation in the Final Act of the Conference is, 
however, observed by the majority of States, whether or not parties to the 1951 Convention or to the 1967 
Protocol."; Z 184: "If the head of a family meets the criteria of the definition, his dependants are normally 
granted refugee status according to the principle of family unity. [...]"; Z 185. "[...] On the other hand, if the head 
of the family is not a refugee, there is nothing to prevent any one of his dependants, if they can invoke reasons 
on their own account, from applying for recognition as refugees under the 1951 Convention or the 1967 
Protocol. In other words, the principle of family unity operates in favour of dependants, and not against them."). 
 

2.3.2.2.2.2.4. Grundsätzlich ist also nicht davon auszugehen, dass die Zerstörung der Familieneinheit als solche 
bereits Verfolgung iSd GFK bedeutet. Es ist aber mitnichten auszuschließen, dass dies in bestimmten Fällen 
anders gesehen werden muss, etwa dann, wenn die Trennung der Familienangehörigen voneinander die 
eigentliche Verfolgungshandlung bildet (also etwa die Exilierung des einen Ehegatten in einem Gebiet des 
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Verfolgerstaates, zu welchem dem anderen Ehegatten der Zutritt verwehrt wird, oder die Trennung eines 
neugeborenen Kindes von seiner Mutter [vgl. zu dieser Konstellation - wenngleich nur unter dem Gesichtspunkt 
des "offensichtlichen" Fehlens eines Konventionsgrundes iSd § 6 Z 2 AsylG - VwGH 15.5.2003, 
2001/01/0503]). 
 

2.3.2.2.2.3.1. Dem Beschwerdeführer droht Verfolgung auf Grund seiner Ehe mit einer Europäerin nur dann, 
wenn sie sich gemeinsam mit ihm in Afghanistan aufhält. (In Afghanistan droht auch ihr selbst eine Behandlung, 
die, wäre sie Afghanin, als Verfolgung iSd GFK zu beurteilen wäre; vgl. oben Pt. 2.3.2.2.2.1) Ansonsten ist 
seine Situation mit der des Angehörigen einer Verfolgten vergleichbar, die das Verfolgerland bereits verlassen 
hat, und der seinerseits (nun) nicht verfolgt wird. Der Umstand, dass die Verfolgte (im hypothetischen 
Vergleichsfall) den Verfolgerstaat gerade wegen der Verfolgung verlassen hat, kann daran, wie gezeigt, nichts 
ändern. Im Beschwerdefall hat die Ehefrau des Beschwerdeführers Afghanistan gar nicht betreten; dies ist ihr 
auch nicht zuzumuten, weil sie sich dort einer Behandlung aussetzen würde, die, wäre sie Afghanin, als 
Verfolgung zu qualifizieren wäre. Der Umstand, dass der Beschwerdeführer von seiner Ehefrau getrennt wäre, 
allein kann nicht zur Annahme einer Verfolgung führen; dies ergibt sich aus dem bisher Gesagten (vgl. Pt. 
2.3.2.2.2.2.4). 
 

Entscheidend ist daher, wie schon oben (Pt. 2.3.2.2.2.1) ausgeführt, welche Annahme der Asylgerichtshof der 
Prognose, die er anzustellen hat (vgl. oben Pt. 2.3.2.1), zugrundezulegen hat, da nur in einer der (beiden) 
möglichen Varianten von einer Verfolgung auszugehen wäre. Hat er die Annahme zugrundezulegen, dass der 
Beschwerdeführer allein, dh. ohne seine Frau, nach Afghanistan zurückkehrt, oder aber die Annahme, dass sie 
ihn begleiten würde? Im ersten Fall wäre die Prognose zu stellen, dass er nicht verfolgt würde, im anderen aber 
drohte ihm Verfolgung. Dazu ist zunächst zu fragen, ob die Ehegatten ein gemeinsames Familienleben in 
Afghanistan fortsetzen wollten und, wenn nein, aus welchen Gründen nicht. Ebenso wie nämlich in die 
Annahme, auf der die Prognose aufbaut, auch das voraussichtliche und zumutbare Verhalten eines Asylwerbers 
einzubeziehen ist - ob er beispielsweise seine oppositionelle Gesinnung, die er erst im Zufluchtsland erworben 
hat, im Herkunftsland überhaupt zum Ausdruck bringen würde bzw. ob ihm dies unzumutbar wäre (vgl. zB 
AsylGH 27.2.2009, C5 222.115-0/2008/21E, wo der Asylgerichtshof feststellte, der Asylwerber sei bestrebt, 
seine Mitgliedschaft zu einem oppositionell orientierten Verein und die damit verbundene Einstellung - in 
Österreich! - nicht publik zu machen) -, ist auch zu berücksichtigen, ob ein Asylwerber bzw. seine europäische 
Ehefrau beabsichtigen, in das Heimatland des Asylwerbers zurückzukehren. Im Beschwerdefall ist, wie sich aus 
den Feststellungen ergibt, davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer und seine Ehefrau gemeinsam nach 
Afghanistan zurückkehren würden. Es kann daher dahingestellt bleiben, welchen Einfluss die Motive einer 
Ehefrau, eine Niederlassung in Afghanistan abzulehnen, hätten, ob dies etwa die dortigen unzumutbaren 
Zustände wären oder ganz persönliche Gründe, die mit dem Zufluchtsland nichts zu tun haben. 
 

2.3.2.2.2.3.2. Nach den Feststellungen ist davon auszugehen, dass der Herkunftsstaat des Beschwerdeführers - 
also: Afghanistan - seiner Ehefrau ein Leben dortselbst unmöglich macht und damit letztlich ihre dauerhafte 
Niederlassung dort verhindert. Zu prüfen ist, ob dem Beschwerdeführer unter diesen Umständen eine Rückkehr 
nach Afghanistan ohne seine Ehefrau zumutbar ist. Es drängt sich eine Analogie zum - hypothetischen - Fall 
eines Menschen auf, der in einem Teil seines Herkunftsstaates verfolgt wird, sich in einem anderen Teil aber 
verfolgungsfrei niederlassen könnte. Auch hier ist von einer internen Flucht- oder Schutzalternative nur dann 
auszugehen, wenn sie ihm zumutbar ist (vgl. oben Pt. 2.3.2.1), und es wäre zu prüfen, ob dies der Fall ist, wenn 
er sich dort nur ohne seine nächsten Angehörigen niederlassen könnte. 
 

Diese Zumutbarkeit - es geht um die Zumutbarkeit einer Rückkehr nach Afghanistan, nicht um die Zumutbarkeit 
einer dauernden Trennung von seiner Ehefrau (und seinem Kind) - ist daher zu prüfen, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob dem Beschwerdeführer die Rückkehr etwa aus anderen Gründen, die mit seiner Ehe nichts zu tun 
haben, unzumutbar wäre (dazu unten Pt. 2.3.3.2). 
 

2.3.2.2.2.3.3. Wenn Afghanistan der Ehefrau des Beschwerdeführers eine dauerhafte Niederlassung unmöglich 
macht, so ist dies im Ergebnis nicht anders zu beurteilen als ein fremdenrechtliches Regime, das dem 
ausländischen Ehegatten eines eigenen Staatsangehörigen eine solche Niederlassung verwehrt. Dazu verweist 
der Asylgerichtshof zunächst auf die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes zum Nachzugsrecht von 
Familienangehörigen, die unter dem Blickwinkel des Art. 8 MRK entwickelt worden ist; der Asylgerichtshof ist 
der Ansicht, dass Art. 8 MRK einen geeigneten Maßstab für die zu untersuchende Zumutbarkeit abgibt 
(ungeachtet dessen, dass Afghanistan nicht Vertragsstaat der MRK ist), da diese Vorschrift gerade den Sinn hat, 
gegen unzumutbare Belastungen des Familienlebens zu schützen. Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis 
VfSlg. 11.044/1986 festgehalten, die dort in Rede stehende Vorschrift (§ 25 des damaligen Paßgesetzes) sehe 
"Maßnahmen vor, die geeignet sind, in die durch Art 8 Abs. 1 MRK geschützten Güter einzugreifen. So kann 
etwa dadurch, daß einem Fremden, der sich im Ausland aufhält, während seine Familie in Österreich lebt, die 
Erteilung eines Sichtvermerkes verweigert wird, eine Familienzusammenführung verhindert werden." Daran 
anschließend führte der Verfassungsgerichtshof im Erkenntnis VfSlg. 13.336/1993 aus, "die Annahme [wäre] 
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unzutreffend, daß Eingriffe in das durch Art. 8 EMRK verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht nur in 
vernachlässigbaren Einzelfällen eintreten könnten; bewirkt doch etwa die Versagung eines Sichtvermerkes 
häufig, daß eine Familienzusammenführung verhindert wird oder der Verlust der Aufenthaltsberechtigung 
eintritt, obgleich Familienangehörige des Sichtvermerkswerbers rechtmäßig in Österreich leben. [...] So wird ein 
Recht zum Nachzug der engeren Familie nach einer gewissen Zeit von den Konventionsstaaten ganz 
überwiegend gewährt, wenn der Unterhalt gesichert und Wohnung vorhanden ist (s. Frowein/Peukert, EMRK-
Kommentar, Kehl-Straßburg-Arlington, 1985, S 206, RZ 25)." 

(vgl. auch VfSlg. 14.091/1995 ["So kann die Versagung einer derartigen Bewilligung etwa bewirken, daß eine 
Familienzusammenführung verhindert wird ..."], 14.148/1995, 14.226/1995, 14.300/1995 ["Die Versagung einer 
derartigen Bewilligung kann u.a. bewirken, daß eine Familienzusammenführung verhindert wird ..."]). 
 

In dem Unterbrechungsbeschluss, der dem Erkenntnis VfSlg. 17.013/2003 zugrundelag und bei dessen 
Annahmen der Verfassungsgerichtshof im Erkenntnis selbst blieb, führte er - im Anschluss an VfSlg. 
13.336/1993 - aus: 
 

"Die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes steht auch im Einklang mit jener des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte (im Folgenden: EGMR), die hinsichtlich der Dichte des Eingriffs in das 
Privat- und Familienleben unterscheidet zwischen den Fällen, bei denen jemand die Einwanderung begehrt, um 
im Einwanderungsland das Familienleben herzustellen, und jenen Fällen, bei denen ein bestehendes 
gemeinsames Leben von Familienangehörigen im betreffenden Staat durch Maßnahmen einer Behörde gestört 
oder verhindert werden soll. Der EGMR räumt den Vertragsstaaten einen weiten Ermessensspielraum bei der 
Regelung der Einwanderung ein und führt aus, dass die durch Art. 8 EMRK auferlegte Pflicht nicht die generelle 
Verpflichtung auf Seiten eines Vertragsstaates umfasse, die Wahl des Familienwohnsitzes durch ein 
verheiratetes Paar zu respektieren und Ehepaare, die nicht die Nationalität des Vertragsstaates haben, zur 
Niederlassung zu akzeptieren. Ob eine Verletzung des Art. 8 EMRK vorliegt, misst der EGMR daran, ob 
Hindernisse für eine Wohnsitzgründung im Heimatstaat bestehen bzw. ob besondere Gründe vorliegen, warum 
eine solche Wohnsitzgründung nicht erwartet werden kann [...]. 
 

Insgesamt zeigt die Rechtsprechung des EGMR sowie jene des Verfassungsgerichtshofes, dass aus Art. 8 EMRK 
keine generelle Verpflichtung abzuleiten ist, dem Wunsch der Fremden, die Familienzusammenführung in einem 
bestimmten Land stattfinden zu lassen, nachkommen zu müssen. Bei einer Festlegung der Bedingungen für die 
Einwanderung wird den Vertragsstaaten ein weiter Gestaltungsspielraum zugestanden. Art. 8 EMRK darf aber 
bei der Festlegung der Bedingungen für die Einwanderung wohl nicht völlig außer Betracht bleiben. Die 
Voraussetzungen dürften nicht so gestaltet sein, dass ein Familiennachzug selbst dann ausgeschlossen ist, wenn 
einem gemeinsamen Familienleben im Heimatstaat der Fremden wesentliche Hindernisse entgegenstehen, oder 
der Aufenthalt eines Teiles der Familie in einem Staat derart gefestigt ist, dass die Übersiedlung in den 
Heimatstaat unzumutbar ist [...]." (vgl. weiters VfSlg. 17.734/2005 ["Art. 8 EMRK enthält zwar kein Recht von 
Ausländern auf Entfaltung des Familienlebens in einem bestimmten Staat ihres Aufenthalts [...]. Dennoch kann 
sich gemäß Art. 8 EMRK unter besonderen Umständen eine Verpflichtung des Staates ergeben, die Einreise und 
Niederlassung von Familienangehörigen zu ermöglichen [...], mit der Folge, dass die Verweigerung der Einreise 
oder Niederlassung einen Eingriff in das Grundrecht bildet."], VfGH 27.6.2008, G 246/07 ua. ["Wie sich aus der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes [...] ergibt, enthält Art. 8 EMRK zwar kein Recht von Fremden 
auf Entfaltung des Privat- und Familienlebens in einem bestimmten Aufenthaltsstaat ihrer Wahl, dennoch kann 
sich - in einem System, das die Erteilung von Aufenthaltstiteln vorsieht - aus Art. 8 EMRK unter besonderen 
Umständen eine Verpflichtung des Staates ergeben, den Aufenthalt eines Fremden zu ermöglichen, mit der 
Folge, dass die Verweigerung der Erteilung eines Aufenthaltstitels einen Eingriff in dieses Grundrecht bildet."]; 
VfGH 7.11.2008, U 48/08 ["... so ist zunächst darauf hinzuweisen, dass Art. 8 EMRK im Allgemeinen kein 
Recht auf Einreise in ein bestimmtes Land gewährt (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00, [...]). Art. 8 
EMRK gewährt kein unmittelbares Zuwanderungsrecht und lässt den Mitgliedstaaten der EMRK bei der 
Gestaltung der Einwanderungspolitik einen breiten Ermessensspielraum [...]"]; VfGH 7.10.2009, B 1392/08 ua.). 
 

Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes lässt sich somit aus Art. 8 MRK nur ausnahmsweise ein 
Recht auf Familiennachzug nach Österreich ableiten, insbesondere wenn ein Familienleben in Österreich bisher 
nicht stattgefunden hat. Dabei ist zu bedenken, dass der Verfassungsgerichtshof zwar nicht Fälle vor Augen 
hatte, in denen das Familienleben mit einem österreichischen Staatsangehörigen in Österreich aufgenommen 
oder fortgesetzt werden sollte (sondern in denen die in Österreich aufhältige Bezugsperson ein Fremder war), 
dass er aber andererseits in der Regel von Fällen ausging, in denen das Familienleben bereits im Ausland 
aufgenommen worden und durch die Einwanderung eines Familienangehörigen nach Österreich (vorübergehend) 
unterbrochen worden war. In Fällen, in denen ein österreichischer Staatsangehöriger oder ein Fremder, der sich 
dauernd legal in Österreich aufhält, im Ausland etwa eine Ehe eingeht und sodann nach Österreich zurückkehrt, 
wird von einer Verpflichtung Österreichs, den Nachzug zu gestatten, in der Regel noch weniger ausgegangen 
werden können. Ist Österreich dazu aber nicht verpflichtet, dann wird man davon ausgehen können, dass dem 
Betroffenen, der sich in Österreich aufhält, ein Aufenthalt ohne seine nächsten Angehörigen in Österreich 
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zuzumuten ist (in der Regel wird ihm dann, wie die Rechtsprechung [VfSlg. 17.013/2003] erkennen lässt, ein 
gemeinsames Leben außerhalb Österreichs möglich sein). 
 

2.3.2.2.2.3.4. Umgelegt auf den Beschwerdefall - in dem ja nicht die Verpflichtung Österreichs zur Gestattung 
des Nachzugs, sondern jene Afghanistans zu untersuchen ist -, bedeutet dies, dass es dem Beschwerdeführer 
zuzumuten ist, ohne seine Ehefrau nach Afghanistan zurückzukehren (für die Zumutbarkeit soll, wie erwähnt [Pt. 
2.3.2.2.2.3.3], Art. 8 MRK den Maßstab abgeben); dass er dann nicht verfolgt wird, ist bereits festgehalten 
worden (Pt. 2.3.2.2.2.1), ebenso, dass die Trennung von seiner Ehefrau keine Verfolgung iSd GFK ist. Die - im 
Ergebnis vorliegende - Weigerung Afghanistans, der österreichischen Ehegattin des Beschwerdeführers den 
dauernden Aufenthalt in Afghanistan zu ermöglichen, ist somit nicht als Verfolgung des Beschwerdeführers iSd 
GFK zu beurteilen. Es ist zu betonen, dass ein Familienleben des Beschwerdeführers mit seiner österreichischen 
Ehefrau in Afghanistan bisher nicht stattgefunden hat. Dies unterscheidet den Beschwerdefall von Fällen, in 
denen der afghanische Ehemann bereits in Afghanistan mit seiner europäischen (vormals sowjetischen) Ehefrau 
zusammengelebt hatte (wie zB UBAS 13.10.1999, 203.030/0-II/28/98; 24.4.2002, 220.374/0-IV/10/00). Dazu 
kommt, dass Afghanistan - legt man etwa die Rechtsprechung des Verfassungsgerichthofs zu Art. 8 MRK 
zugrunde - zu einer solchen Ermöglichung wohl am ehesten dann verhalten wäre, wenn der Fortführung des 
Familienlebens im Ausland (hier also: in Österreich) wesentliche Hindernisse entgegenstehen (vgl. VfSlg 
17.013/2003). Dies ist aber nicht der Fall, da die österreichische Rechtsordnung auf solche Konstellationen 
ausreichend Bedacht nimmt und es dem Beschwerdeführer ermöglicht, sein Familienleben in Österreich 
fortzuführen. So steht ihm auf Grund des § 47 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (im Folgenden: NAG), 
Art. 4 BG BGBl. I 100/2005, ein Rechtsanspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels "Familienangehöriger" 
bzw. einer "Niederlassungsbewilligung - Angehöriger" zu. (Der Antrag wäre gemäß § 21 Abs. 1 NAG vom 
Ausland aus zu stellen, denn die Voraussetzungen für eine Inlandsantragstellung nach § 21 Abs. 2 NAG liegen 
nicht vor, weil der Beschwerdeführer illegal in das Bundesgebiet eingereist ist. Der Asylgerichtshof geht davon 
aus, dass dem Beschwerdeführer eine Antragstellung aus Afghanistan schon allein deshalb nicht zumutbar ist, 
weil ihn, wie [unter Pt. 2.3.3.2] ausgeführt, eine Rückkehr in dieses Land nicht zugemutet werden kann, 
geschweige denn eine Reise zur zuständigen österreichischen Vertretungsbehörde, die ihren Sitz überdies in 
Pakistan hat. Es wäre daher, selbst wenn die übrigen Vorraussetzungen dafür vorlägen, von einer Ausweisung 
Abstand zu nehmen.) Unter diesen Umständen kann nicht davon ausgegangen werden, dass Afghanistan 
verpflichtet wäre, der österreichischen Ehefrau des Beschwerdeführers den dauernden Aufenthalt zu 
ermöglichen, in der Verweigerung liegt daher auch keine Verfolgung des Beschwerdeführers. (Es sei 
hervorgehoben, dass das Instrumentarium, auf Grund dessen Österreich dem Beschwerdeführer ein 
Familienleben in Österreich ermöglicht - und das uU dazu führt, dass Afghanistan dazu nicht verpflichtet ist -, 
gerade nicht in der Asylgewährung liegt, sodass sich keine Zirkularitätsprobleme ergeben.) 
 

2.3.2.2.3. Da der Beschwerdeführer die behaupteten Fluchtgründe, nämlich die Verfolgung durch Angehörige 
einer anderen Familie, nicht hat glaubhaft machen können, und da von einer Verfolgung wegen seiner Ehe mit 
einer europäischen Frau nicht auszugehen ist, liegt die Voraussetzung für die Gewährung von Asyl nicht vor, 
nämlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung aus einem der in der GFK genannten Gründe. 
 

2.3.3.1.1. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG von Amts wegen 
bescheidmäßig (soweit dies nunmehr durch den Asylgerichtshof geschieht: im Rahmen des Erkenntnisses; § 17 
Abs. 3 AsylGHG) festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den 
Herkunftsstaat nach § 57 FrG zulässig ist; diese Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu 
verbinden. Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 
außer Kraft getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 
100/2005; in der Folge: 

FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Damit soll 
zum Ausdruck gebracht werden, dass das jeweilige andere Bundesgesetz nunmehr auf die entsprechenden 
Bestimmungen des FPG verweist. Demnach wäre die Verweisung des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr 
auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu beziehen, di. § 50 FPG, dessen Abs. 1 wie folgt lautet: 
 

"Die Zurückweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat 
ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. 
210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre." 
 

§ 57 Abs. 1 FrG lautete in seiner Stammfassung: 
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"Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn 
stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, daß sie Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung 
oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden." 
 

Durch Art. 1 BG BGBl. I 126/2002 erhielt § 57 Abs. 1 FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lautete: 
 

"Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch 
Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde." 
 

Die Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme 
stichhaltiger Gründe verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen 
Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der MRK) 
gesetzt wurde. Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage der Novelle motivieren die Änderung wie folgt (1172 
BlgNR 21. GP, 35): 
 

"Die Änderungen in § 57 Abs. 1 tragen dem Erkenntnis des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in 
der Causa Ahmed versus Österreich Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses und entsprechen den 
Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig ist, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass 
die Betroffenen Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu 
werden oder dies sonst eine unmenschliche Behandlung ist." 
 

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle geänderte Text 
des § 57 Abs. 1 FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte 
(VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt 
nichts geändert habe. Das muss auch für die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit 
der Todesstrafe im Gesetzestext durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur MRK über die Abschaffung der 
Todesstrafe, BGBl. 138/1985, ersetzt, zu einer Minderung des Schutzes von Fremden führen sollte, erlaubt doch 
Art. 2 dieses Protokolls "die Todesstrafe für Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche Minderung nicht beabsichtigt (vgl. 
Putzer/Rohrböck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005 [2007] Rz. 197 mwN). 
 

Vergleicht man nun den so verstandenen § 57 Abs. 1 FrG mit § 50 Abs. 1 FPG - auf den sich die Verweisung 
des § 8 Abs. 1 AsylG nun beziehen müsste -, so zeigen sich zwei Unterschiede: Zum einen bezieht sich § 50 
Abs. 1 FPG auch auf das Protokoll Nr. 13 zur MRK, BGBl. III 22/2005, zum anderen wird im zweiten Teil des § 
50 Abs. 1 FPG iW Art. 15 lit. c der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen 
für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als 
Personen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, 
ABl. 2004 Nr. L 304/12 (Statusrichtlinie; dazu EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07) wiederholt. Zum ersten 
Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, dass der Schutz gegenüber § 57 Abs. 1 FrG nicht erweitert 
worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender Todesstrafe die Abschiebung untersagte (das Protokoll Nr. 
13 erlaubt gegenüber dem Protokoll Nr. 6 die Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum zweiten Punkt 
ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes schon zu § 57 Abs. 1 FrG davon 
ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in 
diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei 
anzugehören -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt 
wäre, könne der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 
26.6.1997, 95/21/0294; 

6.11.1998, 97/21/0504; 18.12.1998, 95/21/1028; 18.5.1999, 96/21/0037; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 
99/20/0203; 8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 30.11.2000, 2000/20/0405; 

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001, 2000/20/0480; 25.1.2001, 2000/20/0543; 
21.6.2001, 99/20/0460; 

16.4.2002, 2000/20/0131; 17.9.2008, 2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwGH 12.2.1999, 95/21/1097; 
12.4.1999, 95/21/1074; 12.4.1999, 95/21/1104; 10.5.2000, 97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002, 
98/21/0004; 14.1.2003, 2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, der solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der 
Prüfung, ob die Rückführung zulässig ist, ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte 
Königreich, Z 108; 17.12.1996, Ahmed gegen Österreich, Z 44; 26.4.2005, Müslim gegen die Türkei, Z 66; 
17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Königreich, Z 113). Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die 
Ansicht vertreten, die erste Variante des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 decke "immer auch jene Fälle ab [...], die unter 
die zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte würden vom 
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Verwaltungsgerichtshof unter den Schutzbereich des Art. 3 MRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstände, die 
unter den zweiten Fall fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer/Rohrböck, Asylrecht, Rz. 199). 
Diese zu § 8 Abs. 1 AsylG 2005 formulierte Aussage muss in gleicher Weise für § 50 Abs. 1 FPG gelten, dessen 
beide Fälle inhaltlich, wenngleich nicht wörtlich, den beiden Fällen des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 entsprechen. Bei 
diesem Befund ist auf die Differenzierung, die der Europäische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den 
Tatbeständen des Art. 15 lit. b (entspricht in seiner Textierung Art. 3 MRK) und Art. 15 lit. c der Statusrichtlinie 
vorgenommen hat, nicht weiter einzugehen. 
 

Da somit die Verweisung des § 8 Abs. 1 AsylG, bezieht man sie auf § 50 Abs. 1 FPG, zu keinem anderen 
Ergebnis führen würde als dann, wenn man sie weiterhin auf § 57 Abs. 1 FrG bezieht, kann dahingestellt 
bleiben, wie sie auszulegen ist, zumal da sich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - 
unmittelbar oder mittelbar - auf § 57 Abs. 1 FrG bezieht, insoweit auch auf § 50 Abs. 1 FPG übertragen ließe. 
Unter diesen Umständen braucht nicht untersucht zu werden, ob es wirklich der Absicht des Gesetzgebers 
entspricht, die Verweisung nun auf § 50 Abs. 1 FPG zu beziehen, da doch Asylverfahren, die am 31.12.2005 
bereits anhängig waren, nach dem AsylG (und nicht nach der seit dem 1.1.2006 geltenden Rechtslage) 
weiterzuführen sind. Angemerkt sei jedoch, dass ein Verweis des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 50 Abs. 1 FPG nicht 
etwa formell jene Rechtslage herstellte, die dem AsylG 2005 entspricht; § 8 Abs. 1 AsylG 2005 (der inhaltlich 
dem § 8 Abs. 1 AsylG entspricht) verweist nämlich nicht auf § 50 Abs. 1 FPG, sondern regelt den subsidiären 
Schutz etwas anders als § 8 Abs. 1 AsylG, er zählt auch die maßgeblichen Bedrohungen selbst auf, und zwar in 
einer Weise, die nicht wörtlich dem § 50 Abs. 1 FPG entspricht. 
 

2.3.3.1.2. Gemäß § 57 Abs. 1 FrG ist die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen 
Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur MRK verletzt würde (zur 
Auslegung dieser Bestimmung vgl. oben Pt. 2.3.3.1.1). Gemäß § 57 Abs. 2 und 4 FrG ist die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder - mit einer Einschränkung, die im vorliegenden Verfahren nicht in Betracht kommt - 
Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort 
ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 GFK). 
 

Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG knüpft an jene zum inhaltsgleichen § 37 
Fremdengesetz BGBl. 838/1992 an. Für § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBl I 126/2002 kann, wie oben dargestellt, 
auf die Rechtsprechung zur Stammfassung dieser Bestimmung (BGBl I 75/1997) zurückgegriffen werden 
(VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), mit der sie sich inhaltlich 
deckt. Nach der Judikatur zu (§ 8 AsylG - nunmehr § 8 Abs. 1 AsylG - iVm) § 57 FrG ist Voraussetzung einer 
Feststellung nach dieser Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche 
Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht 
abwendbare Gefährdung bzw. Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und 
Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 
2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach 
dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen 
Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die Gefahr muss sich auf 
das gesamte Staatsgebiet beziehen (zB VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 30.5.2001, 
97/21/0560). Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat 
abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, 
der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann 
dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. die unter Pt. 2.3.3.1.1 wiedergegebene 
Rsp. des VwGH). Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des Landes in gleicher Weise zu 
erdulden hätten, könne nicht als Bedrohung im Sinne des § 57 Abs. 1 FrG gewertet werden, trifft nicht zu 
(VwGH 12.2.1999, 95/21/1097; 12.4.1999, 95/21/1074; 12.4.1999, 95/21/1104; 25.11.1999, 99/20/0465; 
8.6.2000, 99/20/0203; 17.9.2008, 2008/23/0588). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK 
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine 
Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG als unzulässig erscheinen zu lassen; 
vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr 
ausgesetzt sein würde (VwGH 27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028; 6.11.2009, 2008/19/0174). 
 

Der Fremde hat glaubhaft zu machen, dass er iSd § 57 Abs. 1 und 2 FrG aktuell bedroht ist, dass die Bedrohung 
also im Falle, dass er abgeschoben würde, in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben wäre und durch 
staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der 
Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf 
die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002, 99/20/0509; 
22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des Fremden 
betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwGH 
2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des § 8 (nunmehr: § 8 Abs. 1) AsylG zu beachten (VwGH 
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25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene 
Umstände, die in seiner Sphäre gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen 
verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214). 
 

Der Prüfungsrahmen des § 57 FrG ist durch § 8 (nunmehr: § 8 Abs. 1) AsylG auf den Herkunftsstaat des 
Fremden beschränkt (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561; 21.10.1999, 98/20/0512). 
 

2.3.3.2. Wie bereits oben ausgeführt, bestehen keine stichhaltigen Gründe für die Annahme, dass das Leben oder 
die Freiheit des Beschwerdeführers aus Gründen seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität, seiner 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Ansichten bedroht wäre; daher liegt 
kein Fall des § 57 Abs. 2 FrG vor. 
 

Zu prüfen bleibt, ob es begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung des Beschwerdeführers nach Afghanistan Art. 2 oder 3 MRK oder das Protokoll Nr. 6 zur 
MRK verletzt würde. Von einer relevanten Bedrohung im Sinne dieser Bestimmung kann nur gesprochen 
werden, wenn eine von staatlichen Stellen zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der 
hier in Frage kommenden Rechtsgüter vorliegt oder wenn im Heimatstaat des Antragstellers keine ausreichend 
funktionierende Ordnungsmacht mehr vorhanden ist und damit zu rechnen wäre, dass jeder dorthin 
abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der Gefahr unmittelbar ausgesetzt wäre, die in § 57 
Abs. 1 FrG umschrieben ist (vgl. VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.11.1999, 99/20/0465). Unter 
"außergewöhnlichen Umständen" (zB Fehlen einer medizinischen Behandlung bei lebensbedrohender 
Erkrankung) können auch lebensbedrohende Ereignisse ein Abschiebungshindernis iSd Art. 3 MRK iVm § 57 
Abs. 1 FrG bilden, die von den Behörden des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 2.5.1997, Urteil D 
gegen Vereinigtes Königreich; vgl. VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 13.11.2001, 2000/01/0453; 9.7.2002, 
2001/01/0164; 16.7.2003, 2003/01/0059). 
 

Solche Anhaltspunkte finden sich in den Feststellungen zur Situation in Afghanistan. Daraus geht hervor, dass 
die Sicherheits- und die Versorgungslage im ganzen Land prekär ist. Daher kann nicht mit der erforderlichen 
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass dem Beschwerdeführer dort eine Gefahr iSd Art. 3 MRK droht, 
und eine Rückführung stünde im Widerspruch zu Art. 3 MRK. 
 

2.3.4. Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG ist "Fremden, deren Asylantrag aus anderen Gründen als den 
Asylausschlussgründen (§ 13) abgewiesen wurde, [...] von jener Asylbehörde mit Bescheid eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung zu erteilen, von der erstmals festgestellt wurde, dass eine Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung unzulässig ist." Sie ist für höchstens ein Jahr und nach der ersten 
Verlängerung für höchstens fünf Jahre zu bewilligen (§ 15 Abs. 2 erster Satz AsylG). 
 

Da der Asylgerichtshof - anders als noch das Bundesasylamt und somit erstmals - feststellt (Pt. 2.3.3.2), dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in sein Herkunftsland unzulässig 
ist, liegt die Voraussetzung dafür vor, ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung zu erteilen. Es ist nicht 
abzusehen, dass sich die Verhältnisse dort im nächsten Jahr in einer Weise ändern würden, welche die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung dorthin zulässig machte. Deshalb wird die 
Aufenthaltsberechtigung für ein Jahr (die höchstzulässige Dauer) erteilt. 
 

2.4. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


